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Nr. 67 Papst Franziskus: Botschaft zum siebten Welttag der Armen 2023 

19. November 2023 
 

Wende dein Angesicht von keinem Armen ab (Tob 4,7) 
 

1. Der Welttag der Armen, ein fruchtbares Zeichen der Barmherzigkeit des Vaters, findet zum 

siebten Mal statt, um den Weg unserer Gemeinschaften zu begleiten. Es ist ein Termin, den 

die Kirche nach und nach in ihrer pastoralen Arbeit verankert, um immer mehr den zentralen 

Inhalt des Evangeliums zu entdecken. Jeden Tag bemühen wir uns darum, uns der Armen 

anzunehmen, und doch reicht das nicht aus. Ein Strom von Armut durchzieht unsere Städte 

und wird immer größer, bis er über die Ufer tritt; dieser Strom scheint uns zu überfluten – der 

Schrei unserer Brüder und Schwestern, die um Hilfe, Unterstützung und Solidarität bitten, wird 

immer lauter. Deshalb versammeln wir uns am Sonntag vor dem Hochfest unseres Herrn Jesus 

Christus, des Königs des Weltalls, um seinen Tisch, um von ihm erneut das Geschenk und die 

Verpflichtung entgegenzunehmen, die Armut zu leben und den Armen zu dienen. 
 

Wende dein Angesicht von keinem Armen ab (Tob 4,7). Dieses Wort hilft uns, das Wesen unseres 

Zeugnisses zu begreifen. Die Betrachtung des Buches Tobit, eines wenig bekannten 

alttestamentlichen Textes, der fesselnd und reich an Weisheit ist, mag uns helfen, den Inhalt, 

den der biblische Autor vermitteln will, besser zu verstehen. Wir sehen vor uns eine Szene aus 

dem Familienleben: Ein Vater, Tobit, nimmt von seinen Sohn Tobias Abschied, der sich auf eine 

lange Reise begeben wird. Der alte Tobit fürchtet, dass er seinen Sohn nie wiedersehen wird, 

und hinterlässt ihm deshalb sein „geistiges Testament“. Er war nach Ninive deportiert worden 

und ist nun blind, also doppelt arm, aber er hatte immer eine Gewissheit, die in seinem Namen 

zum Ausdruck kommt: „Der Herr ist gut“. Dieser Mann, der immer auf den Herrn vertraut hat, 

möchte als guter Vater seinem Sohn nicht so sehr etwas Materielles hinterlassen, sondern das 

Zeugnis des Weges, den er im Leben gehen soll, und so sagt er zu ihm: „Alle deine Tage, Kind, 

gedenke des Herrn! Hüte dich, zu sündigen und seine Gebote zu übertreten! Vollbringe alle 

Tage deines Lebens gerechte Taten und wandle nicht auf den Wegen des Unrechts!“ (4,5). 
 

2. Wie man sofort sieht, beschränkt sich das Gedenken, das der alte Tobit von seinem Sohn 

fordert, nicht auf einen einfachen Akt des Erinnerns oder ein an Gott zu richtendes Gebet. Er 

verweist auf konkrete Gesten, die darin bestehen, gute Werke zu tun und gerecht zu leben. Die 

Ermahnung wird sogar noch konkreter: „Tu für alle, die die Gerechtigkeit tun, Almosen aus 

dem, was du hast! Wende dein Angesicht von keinem Armen ab, dann wird sich Gottes 

Angesicht nicht von dir abwenden!“ (4,6–7). 
 

Die Worte dieses betagten Weisen verwundern nicht wenig. Vergessen wir nicht, dass Tobit 

sein Augenlicht gerade nach einem Werk der Barmherzigkeit verloren hat. Wie er selbst erzählt, 

war sein Leben von Jugend an Werken der Nächstenliebe gewidmet: „Viele Werke der 

Barmherzigkeit tat ich meinen Brüdern und meinem Volk, die mit mir in das Land der Assyrer 

nach Ninive in Gefangenschaft gegangen waren […] Mein Brot gab ich den Hungernden und 

Kleider den Nackten; und wann immer ich sah, dass jemand aus meinem Volk starb und hinter 

die Mauer von Ninive geworfen wurde, begrub ich ihn“ (1,3.17).  
 

Wegen dieses Zeugnisses der Nächstenliebe hatte ihm der König alle seine Güter genommen 

und ihn völlig verarmen lassen. Aber der Herr brauchte ihn immer noch; nachdem er sein Amt  
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als Verwalter wieder aufgenommen hatte, fürchtete er sich nicht, seinen Lebensstil weiter 

beizubehalten. Hören wir seinen Bericht, der auch uns heute anspricht: „An unserem 

Pfingstfest, welches das heilige Fest der Sieben Wochen ist, wurde mir ein gutes Mahl bereitet. 

Und ich ließ mich nieder, um zu essen. Mir wurde der Tisch gerichtet und verschiedene Speisen 

wurden mir aufgetragen. Da sagte ich zu meinem Sohn Tobias: Kind, geh, und wenn du unter 

unseren nach Ninive verschleppten Brüdern einen Armen findest, der mit ganzem Herzen des 

Herrn gedenkt, dann führe ihn hierher und er soll gemeinsam mit mir speisen. Siehe, ich werde 

auf dich warten, mein Kind, bis du kommst“ (2,1–2). Wie bedeutsam wäre es, wenn wir uns 

dieses Anliegen Tobits am Welttag der Armen zu Eigen machen würden! Wenn wir dazu 

einladen würden, das sonntägliche Mittagessen miteinander zu teilen, nachdem wir den 

eucharistischen Tisch geteilt haben. Die Feier der Eucharistie würde wirklich zu einem 

Kriterium für Gemeinschaft werden. Wenn wir uns, um den Altar des Herrn versammelt, 

bewusst sind, dass wir alle Brüder und Schwestern sind, wie viel sichtbarer würde diese 

Geschwisterlichkeit werden, wenn wir das festliche Mahl mit denen teilten, denen es am 

Nötigsten fehlt!  
 

Tobias tat, was sein Vater ihm gesagt hatte, kam aber mit der Nachricht zurück, dass ein armer 

Mann getötet und mitten auf dem Platz liegen gelassen worden war. Ohne zu zögern stand der 

alte Tobit vom Tisch auf und ging, um den Mann zu begraben. Als er müde nach Hause kam, 

schlief er im Hof ein; Vogelkot fiel auf seine Augen und er erblindete (vgl. 2,1–10). Ironie des 

Schicksals: Du tust einen Akt der Nächstenliebe und dich trifft das Unglück! So mögen wir 

denken; doch der Glaube lehrt uns, tiefer zu gehen. Tobits Blindheit wird zu seiner Stärke, 

sodass er die vielen Formen der Armut um ihn herum noch besser erkennen kann. Und der 

Herr wird dem alten Vater zu gegebener Zeit das Augenlicht wiederschenken und die Freude, 

seinen Sohn Tobias wiederzusehen. Als dieser Tag kam, fiel Tobit „ihm um den Hals, er weinte 

und rief Tobias zu: Ich kann dich wieder sehen, Kind, du Licht meiner Augen! Und er sagte: 

Gepriesen sei Gott! Gepriesen sei sein gewaltiger Name! Gepriesen seien alle seine heiligen 

Engel! Möge sein Name groß sein über uns! Und gepriesen seien alle Engel in alle Ewigkeit! 

Denn er hat mich gezüchtigt, aber jetzt sehe ich meinen Sohn Tobias wieder“ (11,13–14). 
 

3. Wir können uns fragen: Woher hat Tobit den Mut und die innere Stärke, die ihn befähigen, 

inmitten eines heidnischen Volkes Gott zu dienen und seinen Nächsten so sehr zu lieben, dass 

er dafür sein eigenes Leben riskiert? Wir haben es mit einem außergewöhnlichen Beispiel zu 

tun: Tobit ist ein treuer Ehemann und ein fürsorglicher Vater; er wird weit weg aus seiner 

Heimat verschleppt und leidet zu Unrecht; er wird vom König und seinen eigenen Nachbarn 

verfolgt ... Obwohl er so gutherzig ist, wird er auf die Probe gestellt. Wie uns die Heilige Schrift 

oft lehrt, verschont Gott diejenigen, die Gutes tun, nicht vor Prüfungen. Wie kommt das? Er 

tut dies nicht, um uns zu demütigen, sondern um unseren Glauben an ihn zu festigen. 
 

Tobit entdeckt in der Zeit der Prüfung seine eigene Armut, die ihn fähig macht, die Armen zu 

erkennen. Er ist dem Gesetz Gottes treu und hält die Gebote, aber das reicht ihm nicht. Die 

aktive Sorge um die Armen ist ihm möglich, weil er die Armut am eigenen Leib erfahren hat. 

Deshalb sind die Worte, die er an seinen Sohn Tobias richtet, sein wahres Vermächtnis: „Wende 

dein Angesicht von keinem Armen ab“ (4,7). Wenn wir also vor einem Armen stehen, dürfen 

wir unsere Augen nicht abwenden, denn wir würden uns selbst daran hindern, dem Antlitz des 

Herrn Jesus zu begegnen. Und achten wir gut auf die Formulierung „von keinem Armen“. Jeder 

ist unser Nächster, unabhängig von der Hautfarbe, dem sozialen Status, der Herkunft ... Wenn 
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ich arm bin, kann ich erkennen, wer wirklich der Bruder ist, der mich braucht. Wir sind 

aufgerufen, jedem Armen und jeder Art von Armut zu begegnen und die Gleichgültigkeit und 

Selbstverständlichkeit abzuschütteln, mit denen wir unser illusorisches Wohlergehen 

abschirmen. 
 

4. Wir leben in einem geschichtlichen Moment, in dem die Aufmerksamkeit für die Ärmsten 

nicht gefördert wird. Der Ruf nach Wohlstand wird immer lauter, während die Stimmen derer, 

die in Armut leben, mit einem Schalldämpfer versehen werden. Man tendiert dazu, alles zu 

übergehen, was nicht in die Lebensmodelle passt, die insbesondere für die jüngeren 

Generationen gedacht sind, die dem gegenwärtig stattfindenden kulturellen Wandel am 

schutzlosesten gegenüberstehen. Was unangenehm ist und Leid verursacht, wird 

ausgeklammert, während körperliche Qualitäten so hochgehalten werden, als wären sie das 

wichtigste Ziel, das es zu erreichen gilt. Die virtuelle Realität löst das reale Leben ab, und immer 

leichter passiert es, dass man die beiden Welten verwechselt. Die Armen werden zu Bildern, die 

einen für einige Augenblicke berühren, aber wenn man ihnen in Fleisch und Blut auf der Straße 

begegnet, stört man sich an ihnen und grenzt sie aus. Die Hektik, die tägliche Begleiterin des 

Lebens, verhindert, dass man innehält, dem anderen hilft und sich um ihn kümmert. 
 

Das Gleichnis vom barmherzigen Samariter (vgl. Lk 10,25–37) ist keine Erzählung aus der 

Vergangenheit, sondern stellt die Gegenwart eines jeden von uns in Frage. Es ist leicht, an 

andere zu delegieren; es ist eine großzügige Geste, anderen Geld für ihr karitatives Handeln zu 

geben; es ist die Berufung eines jeden Christen, sich persönlich zu einzubringen. 
 

5. Danken wir dem Herrn, dass es so viele Männer und Frauen gibt, die sich den Armen und 

Ausgegrenzten widmen und mit ihnen teilen: Menschen jeden Alters und jeder sozialen 

Schicht, die sich derer annehmen und sich für diejenigen einsetzen, die am Rande stehen und 

leiden. Das sind keine Übermenschen, sondern „Nachbarn“, denen wir jeden Tag begegnen 

und die sich im Stillen mit den Armen selbst zu Armen machen. Sie beschränken sich nicht 

darauf, etwas zu geben: Sie hören zu, treten in Dialog, versuchen, die Situation und ihre 

Ursachen zu verstehen, um angemessene Ratschläge und richtige Empfehlungen zu geben. Sie 

achten auf die materiellen, aber auch auf die geistigen Bedürfnisse, auf die ganzheitliche 

Förderung des Menschen. Das Reich Gottes wird in diesem großzügigen und unentgeltlichen 

Dienst gegenwärtig und sichtbar; es ist wirklich wie der Samen, der in den guten Boden des 

Lebens dieser Menschen fällt und seine Frucht bringt (vgl. Lk 8,4–15). Die Dankbarkeit 

gegenüber den vielen Freiwilligen möge zum Gebet werden, auf dass ihr Zeugnis fruchtbar sei. 
 

6. Am 60. Jahrestag der Enzyklika Pacem in terris ist es dringend geboten, die Worte des 

heiligen Papstes Johannes XXIII. aufzugreifen, der schrieb, „dass der Mensch das Recht auf 

Leben hat, auf die Unversehrtheit des Leibes sowie auf die geeigneten Mittel zu angemessener 

Lebensführung. Dazu gehören Nahrung, Kleidung, Wohnung, Erholung, ärztliche Behandlung  

und die notwendigen Dienste, um die sich der Staat gegenüber den einzelnen kümmern muss.  

Daraus folgt auch, dass der Mensch ein Recht auf Beistand hat im Falle von Krankheit, 

Invalidität, Verwitwung, Alter, Arbeitslosigkeit oder wenn er ohne sein Verschulden sonst der 

zum Leben notwendigen Dinge entbehren muss“ (Nr. 6). 
 

Wie viel Arbeit liegt noch vor uns, damit diese Worte Wirklichkeit werden, auch durch ein 

ernsthaftes und wirksames Bemühen in der Politik und in der Gesetzgebung! Möge sich trotz 
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der Grenzen und manchmal des Versagens der Politik – wenn es darum geht, das Gemeinwohl 

zu sehen und ihm zu dienen – die Solidarität und Subsidiarität vieler Bürger entwickeln, die an 

den Wert des ehrenamtlichen Engagements für die Armen glauben. Sicherlich geht es darum, 

Anregungen zu geben und Druck zu machen, damit die öffentlichen Einrichtungen ihre Pflicht 

gut erfüllen; aber es hat keinen Sinn, passiv zu bleiben und darauf zu warten, dass alles „von 

oben“ kommt: Die in Armut Lebenden müssen ebenfalls einbezogen und in einem Prozess der 

Veränderung und Verantwortungsübernahme begleitet werden. 
 

7. Leider müssen wir wieder einmal feststellen, dass zu den bereits beschriebenen Formen der 

Armut neue hinzukommen. Ich denke dabei insbesondere an die Bevölkerung in 

Kriegsgebieten, vor allem an die Kinder, die einer unbeschwerten Gegenwart und einer 

würdigen Zukunft beraubt sind. Niemand wird sich jemals an diese Situation gewöhnen 

können; versuchen wir weiterhin alles, damit sich der Friede als Geschenk des auferstandenen 

Herrn und als Frucht des Einsatzes für Gerechtigkeit und Dialog behaupten kann. 
 

Ich kann die Spekulationen nicht auslassen, die in verschiedenen Bereichen zu einem 

dramatischen Anstieg der Kosten führen, wodurch viele Familien noch ärmer werden. Die 

Löhne sind schnell aufgebraucht und zwingen die Menschen zu Entbehrungen, die die Würde 

eines jeden Menschen beeinträchtigen. Wenn eine Familie zwischen Nahrungsmitteln für die 

Ernährung und Medikamenten für die Behandlung wählen muss, dann müssen sich diejenigen  

zu Wort melden, die im Namen der Menschenwürde das Recht auf beide Güter fordern. Man 

kann des Weiteren nicht umhin, auch auf die ethischen Missstände in der Arbeitswelt 

hinzuweisen. Die unmenschliche Behandlung vieler Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 

die  

unzureichende Entlohnung für die geleistete Arbeit, die Geißel der prekären 

Arbeitsverhältnisse, die zu vielen Opfer von Arbeitsunfällen, die oft einer Mentalität geschuldet 

sind, die den unmittelbaren Profit auf Kosten der Sicherheit bevorzugt ... Da denkt man an die 

Worte des heiligen Johannes Paul II: „Die erste Grundlage für den Wert der Arbeit [ist] der 

Mensch selbst […] So wahr es auch ist, dass der Mensch zur Arbeit bestimmt und berufen ist, 

so ist doch in erster Linie die Arbeit für den Menschen da und nicht der Mensch für die Arbeit“ 

(Enzyklika Laborem exercens, 6). 
 

8. Diese an sich schon dramatische Auflistung gibt nur einen Teil der Armutssituationen wieder, 

die zu unserem täglichen Leben gehören. Ich kann insbesondere eine Form des Missstands 

nicht unerwähnt lassen, die jeden Tag deutlicher zutage tritt und die die Welt der Jugend 

betrifft. Wie viel Frustration und sogar Selbstmorde gibt es bei den jungen Menschen, die von 

einer Kultur getäuscht werden, die sie dazu bringt, sich als „unfähig“ und „gescheitert“ zu 

fühlen. Helfen wir ihnen, auf diese unheilvollen Impulse zu reagieren, damit jeder den Weg zur 

Erlangung einer starken und großmütigen Persönlichkeit finden kann. 
 

Wenn man von den Armen spricht, verfällt man leicht in Phrasendrescherei. Eine tückische 

Versuchung ist es auch, bei Statistiken und Zahlen stehen zu bleiben. Die Armen sind 

Menschen, sie haben Gesichter, Geschichten, Herzen und Seelen. Sie sind Brüder und 

Schwestern mit ihren Vorzügen und Fehlern, wie alle anderen auch, und es ist wichtig, mit 

einem jedem von ihnen in eine persönliche Beziehung einzutreten. Das Buch Tobit lehrt uns 

die Konkretheit unseres Handelns mit den Armen und für die Armen. Es ist eine Frage der 

Gerechtigkeit, die uns alle dazu verpflichtet, einander zu suchen und zu begegnen, um die 
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Harmonie zu fördern, die notwendig ist, damit eine Gemeinschaft zu einer Gemeinschaft wird. 

Das Interesse an den Armen erschöpft sich also nicht im eiligen Almosengeben, sondern 

erfordert die Wiederherstellung der rechten zwischenmenschlichen Beziehungen, die durch die 

Armut beschädigt wurden. Das „Sich von keinem Armen abwenden“ führt auf diese Weise dazu, 

dass einem der Segen der Barmherzigkeit, der Nächstenliebe, zuteilwird, die dem ganzen 

christlichen Leben Sinn und Wert verleiht. 
 

9. Unsere Aufmerksamkeit für die Armen soll immer von einem evangeliumsgemäßen 

Realismus geprägt sein. Das Teilen muss den konkreten Bedürfnissen des Anderen 

entsprechen, es geht nicht darum, dass ich Überflüssiges loswerde. Auch hier bedarf es der 

Unterscheidung, unter der Führung des Heiligen Geistes, damit wir die wahren Bedürfnisse 

unserer Brüder und Schwestern erkennen, und nicht unsere eigenen Bestrebungen. Was sie 

sicherlich dringend brauchen, ist unsere Mitmenschlichkeit, unser für die Liebe offenes Herz. 

Vergessen wir nicht: „Wir sind aufgerufen, Christus in ihnen zu entdecken, uns zu Wortführern 

ihrer Interessen zu machen, aber auch ihre Freunde zu sein, sie anzuhören, sie zu verstehen 

und die geheimnisvolle Weisheit anzunehmen, die Gott uns durch sie mitteilen will“ (Evangelii 

gaudium, 198). Der Glaube lehrt uns, dass jeder Arme ein Kind Gottes ist und dass Christus in 

ihm oder ihr gegenwärtig ist: „Was ihr für einen meiner geringsten Brüder getan habt, das 

habt ihr mir getan“ (Mt 25,40). 
 

10. In diesem Jahr wird der 150. Jahrestag der Geburt der heiligen Therese vom Kinde Jesu 

begangen. Auf einer Seite ihrer Geschichte einer Seele schreibt sie: „Jetzt verstehe ich, dass die 

vollkommene Nächstenliebe darin besteht, die Fehler der anderen zu ertragen, sich über ihre 

Schwächen keinesfalls zu wundern, sich an den kleinsten Tugenden zu erbauen, die wir sie 

praktizieren sehen, aber vor allem habe ich verstanden, dass die Nächstenliebe nicht im Grunde 

des Herzens verschlossen bleiben darf: ,Niemand, sagte Jesus, zündet ein Licht an, um es unter 

einen Scheffel zu stellen, sondern stellt es auf den Leuchter, damit es alle im Haus erleuchtet‘. 

Mir scheint, dass dieses Licht für die Nächstenliebe steht, die nicht nur diejenigen erleuchten 

und aufmuntern soll, die mir am Herzen liegen, sondern alle, die im Haus sind, ohne jemanden 

auszuschließen“ (Ms C, 12r). 
 

In diesem Haus, das die Welt ist, hat jeder das Recht, von der Nächstenliebe erleuchtet zu 

werden, niemand kann davon ausgeschlossen werden. Möge die unermüdliche Liebe der 

heiligen Theresia unsere Herzen an diesem Welttag inspirieren und uns helfen, „das Angesicht 

nicht vom Armen abzuwenden“ und es immer dem menschlichen und göttlichen Antlitz  

unseres Herrn Jesus Christus zuzuwenden. 
 

Rom, Sankt Johannes im Lateran, 13. Juni 2023, Gedenktag des heiligen Antonius von Padua, 

Patron der Armen. 
 

FRANZISKUS 

 

Nr. 68 Aufruf der deutschen Bischöfe zum Diaspora-Sonntag 2023 
 

Liebe Geschwister im Glauben, 
 

„Alles vermag ich durch den, der mich stärkt“ (Phil 4,13). Dieses ermutigende Wort schrieb der 

Apostel Paulus in seinem Brief an die Gemeinde in Philippi, die erste christliche Gemeinde auf 
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europäischem Boden. Die Christen dort lebten in einer andersgläubigen Umwelt. Sie wurden 

als fremd, wenn nicht sogar bedrohlich empfunden. In diese Situation hinein spricht Paulus 

sein Glaubenszeugnis. 

Seit den Anfängen unserer Kirche leben viele Christinnen und Christen ihren Glauben als 

Minderheit, nicht selten unter schwierigen Bedingungen. Dies trifft auch auf die katholische 

Diaspora in Nord- und Ostdeutschland, Nordeuropa und im Baltikum zu. Die Diasporakirche 

ist an vielen Orten international, jung und lebendig, doch oft auch materiell arm. Sie braucht 

Hilfe, damit der Dienst der Seelsorger, Räume für das Gemeindeleben und Fahrzeuge für weite 

Wege finanziert werden können. Mit jährlich etwa 750 Projekten unterstützt das Bonifatiuswerk 

der deutschen Katholiken diese Anliegen. 

Die diesjährige Aktion am Diaspora-Sonntag steht unter dem Leitwort: „Entdecke, wer dich 

stärkt.“ Es geht dabei um die Kraftquellen des Glaubens. Mögen auch die katholischen Christen 

in der Diaspora solche Kraftquellen finden und pflegen können! Wir bitten Sie anlässlich des 

Diaspora-Sonntags am 19. November um Ihr Gebet und um eine großzügige Spende bei der 

Kollekte. Helfen Sie mit, dass unser Glaube überall lebendig bleibt! 
 

Dresden, den 2. März 2023      

Für das Bistum Görlitz      gez. + Wolfgang Ipolt  

             Bischof  

 

Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 12. November 2023, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 

verlesen oder den Gemeinden in einer anderen geeigneten Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte 

am Diaspora-Sonntag, dem 19. November 2023, ist ausschließlich für das Bonifatiuswerk der 

deutschen Katholiken bestimmt und ohne Abzüge weiterzuleiten. 

 

Nr. 69 Änderung der Ordnung für die interdiözesane Kommission zur 

Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs des Erzbistums Berlin, der 

Bistümer Görlitz und Dresden-Meißen und der Katholischen 

Militärseelsorge (Amtsblatt Nr. 2 vom 4. März 2023 lfd. Nr. 13) 
 

Der Erzbischof von Berlin, der Bischof von Dresden-Meißen, der Bischof von Görlitz und der 

katholische Militärbischof erlassen folgendes Dekret: 

 

Artikel 1: 

Nr. 2 der Ordnung für die interdiözesane Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs 

der Erzbistums Berlin, der Bistümer Görlitz und Dresden-Meißen und der Katholischen 

Militärseelsorge wird wie folgt geändert und ergänzt: 

 

2. Kommission: Zusammensetzung, Vorsitz 

 2.1. Die Kommission besteht aus elf Mitgliedern. Sie setzt sich zusammen aus 

 a) drei Personen, die der Betroffenenbeirat entsendet, 

 b) fünf Expertinnen bzw. Experten aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz und 

öffentlicher Verwaltung, 

 c) drei Vertreterinnen bzw. Vertretern der beteiligten Bistümer. 
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2.2. Die Vertreterinnen bzw. Vertreter der Betroffenen werden vom Betroffenenbeirat 

der beteiligten Bistümer bestimmt. 

Stellt der Betroffenenbeirat mit einer Mehrheit von 2/3 der stimmberechtigten 

Mitglieder fest, dass eine von ihm entsandte Person das Vertrauen des 

Betroffenenbeirats nicht mehr genießt oder aus anderen Gründen zur Vertretung 

der Betroffenen nicht mehr geeignet ist, endet die Mitgliedschaft dieser Person in 

der Kommission mit sofortiger Wirkung. Der Betroffenenbeirat unterrichtet 

hierüber die beteiligen Bistümer. 

 

2.3. Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin und Sachsen 

werden gebeten, jeweils eine Expertin oder einen Experten für die Kommission 

vorzuschlagen. Eine weitere Expertin oder ein weiterer Experte wird von den 

Mitgliedern der Kommission vorgeschlagen. Nach Möglichkeit sollen hierbei 

unterschiedliche Expertisen mit Erfahrung in Aufarbeitungsprozessen vertreten 

sein, insbesondere aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz und öffentlicher 

Verwaltung.  

 

2.4. Die Vertreterinnen bzw. Vertreter der Bistümer werden nach interner Abstimmung 

durch die beteiligten Bischöfe ernannt. Sie sind hinsichtlich ihrer Tätigkeit in der 

Kommission an Weisungen nicht gebunden und, sofern sie im kirchlichen Dienst 

stehen, auch gegenüber den Dienstgebern zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie 

dürfen wegen ihrer Mitwirkung in der Kommission und deren Stellungnahmen 

nicht benachteiligt oder bevorzugt werden. 

 

2.5. Die Mitglieder nach 2.2., 2.3. und 2.4. werden jeweils für drei Jahre berufen bzw. 

gewählt, eine wiederholte Berufung oder Wahl ist möglich. 

 

2.6. Beschließt die Kommission nach vorangegangener Aussprache mit dem 

betroffenen Mitglied einstimmig (ohne Stimmrecht für die betroffene Person), dass 

mit diesem eine konstruktive Zusammenarbeit nicht möglich ist, endet die 

Mitgliedschaft in der Kommission mit sofortiger Wirkung. Eine Neubesetzung 

erfolgt nach den Regularien, nach denen die ausgeschiedene Person Mitglied der 

Kommission geworden war. 

 

2.7. Die Kommission wählt aus ihrer Mitte für jeweils drei Jahre einen Vorstand, 

bestehend aus einer Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden sowie zwei 

Stellvertretenden. Die oder der Vorsitzende und die zwei Stellvertretenden dürfen 

nicht in einem Beamten-, Anstellungs- oder nicht-ehrenamtlichen Auftrags- oder 

Dienstverhältnis zu einem kirchlichen Auftrag- bzw. Dienstgeber stehen oder zu 

einem früheren Zeitpunkt gestanden haben. Ebenso wenig dürfen die oder der 

Vorsitzende und die zwei Stellvertretenden zu den vom Betroffenenbeirat 

entsandten Mitgliedern gehören. 

 

 Der oder die Vorsitzende bereiten die Sitzungen vor und leiten diese. Im Fall der 

Verhinderung erfolgt eine Vertretung durch die lebensältere anwesende Person aus 

den Stellvertretenden. 
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2.8. Der Kommission wird durch die beteiligten Bistümer eine Geschäftsstelle mit den 

für die Aufgabe angemessenen sachlichen und personellen Ressourcen zur 

Verfügung gestellt. Die Mitarbeitenden der Geschäftsstelle – auch wenn diese ein 

anderweitiges Dienst-, Arbeits- oder Beamtenverhältnis bei einem kirchlichen 

Dienstherrn besteht – sind nur an Weisungen des Vorstandes gebunden und 

gegenüber nicht der Kommission angehörenden Personen zu striktem 

Stillschweigen verpflichtet. 

 

2.9. Die Mitglieder der Kommission verpflichten sich zur Verschwiegenheit und zum 

Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit für die 

Kommission bekannt werden, nach den Vorgaben des kirchlichen Datenschutzes. 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt nicht gegenüber staatlichen oder kirchlichen 

Strafverfolgungsbehörden oder Gerichten, wenn im Rahmen der Tätigkeit ein 

Verdacht auf Begehen einer Straftat oder Pflichtwidrigkeit bekannt wird. Eine 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über Arbeitsweise der Kommission und Fortgang 

ihrer Tätigkeit erfolgt jeweils durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende. Die 

Kommission kann die Erteilung von Zwischenberichten oder Erklärungen jederzeit 

mit Mehrheit beschließen. 

 

2.10. Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder erhalten 

eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 700,00 € monatlich. Der oder die 

Vorsitzende erhält eine um 50% erhöhte Aufwandsentschädigung. Damit sind alle 

für die Ausübung der Tätigkeit entstandenen Aufwendungen und Sachkosten 

abgegolten. Daneben werden Reisekosten und notwendige Übernachtungskosten 

gegen Beleg erstattet. 

 

 Die Mitglieder der Kommission sind berechtigt, sowohl einzeln als auch 

gemeinsam, zur Unterstützung professionellen und unabhängigen Handelns eine 

externe Supervision in Anspruch zu nehmen. 

 

Artikel 2: 

Diese Änderung tritt am 21. Juni 2023 in Kraft. 

 

Für das Erzbistum Berlin    Für das Bistum Görlitz  

Berlin, den 20.06.2023    Berlin, den 20.06.2023 

gez. + Heiner Koch   L.S.  gez. + Wolfgang Ipolt   L.S. 

Erzbischof Dr. Heiner Koch    Bischof Wolfgang Ipolt  

 

Für das Bistum Dresden-Meißen   Für die Katholische Militärseelsorge 

Berlin, den 20.06.2023    Berlin, den 20.06.2023 

gez. + Heinrich Timmerevers L.S.  gez. + Franz-Josef Overbeck  L.S. 

Bischof Heinrich Timmerevers   Militärbischof Dr. Franz-Josef Overbeck 
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Nr. 70 Ordnung für die Erteilung der Missio canonica und der 

Kirchlichen Bevollmächtigung an Lehrkräfte für den Katholischen 

Religionsunterricht in den (Erz-)Diözesen Berlin, Hamburg, 

Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Magdeburg (Missio-canonica-

Ordnung) 

 

Präambel: 

Die Missio canonica als kirchlicher Auftrag und Bestärkung für Religionslehrkräfte 

 

Die Missio canonica (kirchliche Bevollmächtigung) und die vorläufige kirchliche 

Bevollmächtigung für die Zeit des Vorbereitungsdienstes sind kirchliche Sendung, Auftrag und 

Rückhalt für die Religionslehrkräfte zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts im 

Rahmen des schulischen Erziehungs- und Bildungsauftrags. In dieser Sendung der 

Religionslehrkräfte wird die grundgesetzliche Konstruktion gemäß Artikel 7 Absatz 3 GG des 

katholischen Religionsunterrichts als sogenannte „res mixta“ konkret und sie ist Teil der 

gemeinsam wahrgenommenen Verantwortung von Staat und katholischer Kirche für das Fach. 

Im Rahmen dieser gemeinsamen Verantwortung setzen die Bundesländer nur solche 

Lehrkräfte im katholischen Religionsunterricht ein, die – wie die Lehrkräfte aller Fächer – für 

die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintreten und vom 

Ortsordinarius zur Erteilung des Religionsunterrichts im Namen der Kirche bevollmächtigt 

werden. Die Bevollmächtigung ist auch kirchenrechtlich geregelt.1 

 

Der katholische Religionsunterricht hat aus kirchlicher Perspektive drei wesentliche Aufgaben: 

1. „Vermittlung von strukturiertem und lebensbedeutsamem Grundwissen über den 

Glauben der Kirche“2 – Die Wissensvermittlung setzt dieses im Studium der Theologie 

vermittelte Grundwissen bei den Religionslehrkräften voraus sowie die Kompetenz, 

dieses Wissen mit Bezug zur Lebensrealität der Menschen heute zu reflektieren; 

2. „Reflexive Erschließung von Formen gelebten Glaubens“3 – die reflexive Erschließung 

erfordert persönliches Vertrautsein mit Formen gelebten Glaubens bei den 

Religionslehrkräften; 

3. „Förderung religiöser Dialog- und Urteilsfähigkeit“4 – Voraussetzung ist eine religiös 

verortete und dialogfähige Persönlichkeit, die als Religionslehrkraft das Wechselspiel 

von Fragen, Zweifeln und Vertrauen als Lernweg des Glaubens wahrnimmt und auch 

vermittelt. 

                                                 
1  Vgl. can. 804 § 2: „Der Ortsordinarius hat darum bemüht zu sein, dass sich diejenigen, die zu Religionslehrern in 

den Schulen, auch den nichtkatholischen, bestellt werden sollen, durch Rechtgläubigkeit, durch das Zeugnis 

christlichen Lebens und durch pädagogisches Geschick auszeichnen.“ Can. 805: „Der Ortsordinarius hat für seine 

Diözese das Recht, die Religionslehrer zu ernennen bzw. zu approbieren und sie, wenn es aus religiösen oder 

sittlichen Gründen erforderlich ist, abzuberufen bzw. ihre Abberufung zu fordern.“ 
2  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen. Die 

deutschen Bischöfe Nr. 80 (Bonn 62017), S. 19. 
3  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts. Empfehlungen 

für die Kooperation des katholischen mit dem evangelischen Religionsunterricht. Die deutschen Bischöfe Nr. 103 (Bonn 

2016), S. 13. 
4  Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 19. 
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Daher setzt die Berufstätigkeit als Religionslehrkraft neben der theologischen und 

pädagogischen Befähigung, die durch das Theologie- und Pädagogikstudium sowie durch den 

anschließenden Vorbereitungsdienst erworben werden, die volle Eingliederung in die 

katholische Kirche durch die Initiationssakramente Taufe, Firmung und Eucharistie5 und die 

Bereitschaft voraus, „in der Kirche die Kommunikationsbasis für [ihr bzw.] sein Glaubensleben 

[zu suchen]“6. Im Sinne der Zielsetzung des katholischen Religionsunterrichts, Schülerinnen 

und Schüler zu verantwortlichem Denken und Handeln im Hinblick auf Glauben und Religion 

zu befähigen, gehört zur Profession von Religionslehrkräften auch die Bereitschaft, den 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche zu erteilen. 

Grundlagen dazu sind das Glaubensbekenntnis der katholischen Kirche, die apostolische 

Überlieferung7 und das Prinzip der „Hierarchie der Wahrheiten“8. Damit besteht eine hohe 

Bindung an die Gemeinschaft der katholischen Kirche.  

 

Doch „die Bindung an die Kirche kann […] nicht die Verpflichtung auf ein verklärtes, 

theologisch überhöhtes Idealbild der Kirche beinhalten. Die Spannung zwischen Anspruch und 

Realität, zwischen der Botschaft Jesu Christi und der tatsächlichen Erscheinungsweise seiner 

Kirche, zwischen Ursprung und Gegenwart, darf nicht verharmlost und schon gar nicht 

ausgeklammert werden. Liebe zur Kirche und kritische Distanz müssen einander nicht 

ausschließen“9. Aus diesem Grund sollen sich Religionslehrkräfte im Sinne einer kritischen 

Loyalität zu kontrovers diskutierten kirchlichen Themen auch im Unterricht theologisch 

begründet positionieren und so zu einer lebendigen Kirche beitragen, die um die Nachfolge 

Jesu Christi in der Welt von heute ringt und unter dem Beistand des Heiligen Geistes 

fortschreitet.10 Rechtgläubigkeit im Sinne von can. 804 § 2 CIC schließt theologisch begründete 

Kritik und Zweifel nicht aus. Gleichzeitig bedarf es innerhalb der weltanschaulich pluralen 

Gesellschaft einer glaubwürdigen Positionierung der eigenen Religiosität in dem Bewusstsein, 

dass es sich hierbei immer um eine lebenslange Aufgabe handelt. Katholische 

Religionslehrkräfte sind als katholische Lehrkräfte gerade auch dann erkennbar, wenn sie 

konfessionsbewusst und differenzsensibel katholischen Religionsunterricht kooperativ in 

ökumenischem Geist erteilen.11  

 

Da der Religionsunterricht ein ordentliches Unterrichtsfach ist, gelten für ihn wie für jedes 

andere Fach die Grundregeln schulischen Lernens: 

1. Ziel des Unterrichts ist die Ermöglichung eines selbstständigen Urteils der 

Schülerinnen und Schüler, weshalb jede Form der Indoktrinierung zu vermeiden ist. 

                                                 
5  Vgl. can. 842 § 2. 
6  Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.4, in: Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland 

– Offizielle Gesamtausgabe (Freiburg i. Br. 2012), S. 147. 
7  Vgl. Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche Offenbarung (1965), 8. 
8  Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 29 (mit Bezug zum Dekret über den Ökumenismus 

Unitatis redintegratio: Zweites Vatikanisches Konzil, Dekret Unitatis redintegratio über den Ökumenismus (1964), 11). 
9   Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.5, a. a. O., S. 148. 
10  Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche Offenbarung (1965), 8. 
11  Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 33. – „Übereinstimmung besteht darin, dass 

konfessioneller Religionsunterricht immer auch in ökumenischem Geist erteilt wird.“ Sekretariat der Deutschen 

Bischofskonferenz und Kirchenamt der EKD (Hg.): Deutsche Bischofskonferenz und Evangelische Kirche in Deutschland 

(EKD): Zur Kooperation von Evangelischem und Katholischem Religionsunterricht (Bonn – Hannover 1998). 
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Dieses Ziel verfolgt auch der katholische Religionsunterricht, denn er soll Schülerinnen 

und Schüler „zu verantwortlichem Denken und Verhalten im Hinblick auf Religion und 

Glaube befähigen“12. 

2. Diesem Ziel dient das Kontroversitätsgebot für den schulischen Unterricht; nach diesem 

Prinzip muss das, was in Wissenschaft und Gesellschaft kontrovers ist, auch im 

Unterricht kontrovers behandelt werden. In der Theologie und im Leben der Kirche gibt 

es eine legitime Pluralität von Überzeugungen, die im Religionsunterricht zur Sprache 

kommen sollen. Denn wenn unterschiedliche Standpunkte und deren theologische 

Begründungen unerörtert blieben, widerspräche dies seiner oben genannten 

Zielsetzung und der intendierten Förderung der Urteilsfähigkeit der Schülerinnen und 

Schüler. 

3. Mit dieser Zielsetzung entspricht der Religionsunterricht zugleich der dritten 

Grundregel, dem schulischen Gebot der Subjekt- bzw. Schülerorientierung, die auch 

theologisch begründet ist; denn es ist Aufgabe der katholischen Kirche, „in einer jeweils 

einer Generation angemessenen Weise auf die bleibenden Fragen der Menschen nach 

dem Sinn des gegenwärtigen und zukünftigen Lebens und nach dem Verhältnis beider 

zueinander Antwort [zu] geben“13. 

 

Die Beachtung dieser Grundsätze schulischer Bildung und der Bekenntnischarakter des 

Religionsunterrichts widersprechen sich nicht; denn der Bekenntnischarakter des Faches nach 

Artikel 7 Absatz 3 GG setzt voraus, dass die Religionslehrkräfte das Fach „nicht nur in der 

Beobachterperspektive über den Glauben“ erteilen, sondern dies „auch in der 

Teilnehmerperspektive vom Glauben“ tun.14 Das schließt die Teilnahme am Leben der Kirche 

und ihrem Ringen um die Frage ein, was Nachfolge Christi heute bedeutet. 

 

Mit der kirchlichen Beauftragung ist die Erwartung verbunden, dass Religionslehrkräfte ein 

„Zeugnis christlichen Lebens“ (can. 804 § 2) in Schule und Unterricht geben. Wie wichtig diese 

Zeugenschaft ist, hat schon Papst Paul VI. festgestellt: „Der heutige Mensch hört lieber auf 

Zeugen als auf Gelehrte, und wenn er auf Gelehrte hört, dann deshalb, weil sie Zeugen sind.“15 

Religionslehrkräfte sollen ihren persönlichen Glauben und ihre Glaubenserfahrungen 

didaktisch und methodisch reflektiert in das Unterrichtsgeschehen einbringen. Für 

Schülerinnen und Schüler, Eltern, Kolleginnen und Kollegen sind sie auch außerhalb des 

Unterrichts Ansprechpartnerinnen und -partner in oft sehr persönlichen Glaubens- und 

Lebensfragen. Nicht selten sehen sie sich auch durch Kritik an Glaube und Kirche zu einer 

persönlichen Stellungnahme herausgefordert. Ihr Zeugnis zeigt sich aber auch im täglichen 

Umgang mit den Schülerinnen und Schülern, den Kolleginnen und Kollegen, den Eltern, der 

Schulleitung und nicht zuletzt in der Mitverantwortung für die Gestaltung des Schullebens. Zu 

einem solchen Zeugnis christlichen Lebens sind alle Religionslehrkräfte aufgefordert, 

unabhängig von ihrer Herkunft, ihrem Alter, ihrer Behinderung, ihrer persönlichen 

Lebenssituation, ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Mit dem 

                                                 
12  Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.5.1., a. a. O., S 139 f. 
13  Zweites Vatikanisches Konzil, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute (1965), 4. 
14  Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 38. 
15  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Texte zu Katechese und Religionsunterricht. Arbeitshilfen Nr. 66 

(Bonn 1998), S. 29. 
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Zeugnis christlichen Lebens unvereinbar sind Handlungen, die öffentlich wahrnehmbar sind 

und sich gegen die Kirche oder deren Werteordnung richten.16 

 

Der Beruf der Religionslehrkraft ist anspruchsvoll und herausfordernd. Mit der Erteilung der 

Missio canonica wollen die Bischöfe die Religionslehrkräfte ermutigen, diese 

Herausforderungen anzunehmen. Die Missio canonica ist vor allem eine Vertrauenserklärung, 

die mit der Zusage verbunden ist, dass die Kirche die Religionslehrkräfte begleitet und 

unterstützt. 

 

Die folgende Verfahrensordnung ist im Sinne dieser Präambel zu interpretieren. Sie dient als 

Grundlage für die Entwicklung diözesaner Ordnungen, damit die Missio canonica und die 

vorläufige kirchliche Bevollmächtigung nach vergleichbaren Kriterien erteilt und von den 

Diözesen wechselseitig anerkannt werden. 

 

§ 1 Erfordernis der kirchlichen Bevollmächtigung  

 

(1) Zur Erteilung von katholischem Religionsunterricht bedarf die Religionslehrkraft einer 

dauerhaft erteilten kirchlichen Bevollmächtigung (Missio canonica). 

(2) Wer sich in einem staatlichen oder kirchlichen Ausbildungsverhältnis darauf vorbereitet, 

selbstständig katholischen Religionsunterricht zu erteilen, benötigt für den im Rahmen 

dieses Ausbildungsverhältnisses erteilten katholischen Religionsunterricht eine 

vorläufige kirchliche Bevollmächtigung. 

(3) Die Regelungen des weltlichen Rechts über die fachliche und pädagogische 

Qualifikation der Religionslehrkräfte bleiben unberührt. 

 

§ 2 Zuständigkeiten; Reichweite der Missio canonica  

 

(1) Zuständig für die Erteilung der Missio canonica ist der Ortsordinarius der (Erz-)Diözese, 

in der die Religionslehrkraft Religionsunterricht erteilt (can. 805 CIC). Die Missio 

canonica gilt zeitlich unbefristet. 

(2) Zuständig für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist der 

Ortsordinarius der (Erz-)Diözese, in der der für die Erteilung von katholischem 

Religionsunterricht qualifizierende Studienabschluss erworben wurde, oder der 

(Erz-)Diözese, in der die für die Religionslehrkraft zuständige 

Lehrerausbildungsinstitution liegt.  

                                                 
16  Hierzu zählen insbesondere: 

- das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen Kirche (z. B. die Propagierung von 

Abtreibung oder von Fremdenhass), 

- die Herabwürdigung von katholischen Glaubensinhalten, Riten oder Gebräuchen, 

- die Propagierung von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, die im Widerspruch zu katholischen 

Glaubensinhalten stehen, insbesondere die Werbung für andere Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaften. 
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(3) Abweichend von Abs. 2 ist für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen 

Bevollmächtigung bei einer berufsbegleitenden Weiterbildung von Religionslehrkräften 

mit dem Ziel, das staatliche Lehramt für katholischen Religionsunterricht zu erwerben, 

die (Erz-)Diözese zuständig, in der die Religionslehrkraft tätig ist.  

(4) Die Missio canonica oder vorläufige kirchliche Bevollmächtigung wird von anderen (Erz-

)Diözesen anerkannt. Sofern eine Religionslehrkraft an einer Schule Religionsunterricht 

erteilt, die nicht auf dem Gebiet der (Erz-)Diözese liegt, die die Missio canonica oder 

vorläufige kirchliche Bevollmächtigung erteilt hat, meldet die zugezogene 

Religionslehrkraft den Wechsel und den Unterrichtseinsatz an die zuständige Behörde 

der aufnehmenden (Erz-)Diözese. 

Die Urkunden zur Missio canonica bzw. vorläufige kirchliche Bevollmächtigung werden 

neu ausgestellt, wenn der zuständigen Behörde der aufnehmenden (Erz-)Diözese 

seitens der abgebenden (Erz-)Diözese die Gültigkeit der Missio canonica bzw. der 

vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung bestätigt wird und die Kirchenzugehörigkeit 

der zugezogenen Religionslehrkraft festgestellt wurde.  

 

§ 3 Voraussetzungen für die Verleihung der Missio canonica  

 

(1) Die Missio canonica wird bei Vorliegen folgender Voraussetzungen erteilt:  

1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffentlichen Schulen 

qualifizierenden Studien der katholischen Theologie 

2. ein erfolgreicher Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder einer anerkannten 

Qualifizierung 

3. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die Initiationssakramente 

Taufe, Firmung und Eucharistie 

4. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags den 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche 

glaubwürdig zu erteilen 

5. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und Unterricht zu geben 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen Behörde 

gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der Voraussetzungen 

nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ersichtlich ist 

2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung des 

Religionsunterrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 

und 5 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis der Teilnahme an den 

verpflichtenden Modulen des Mentorats am Studienort 

4. ein Referenzschreiben, erstellt von einer Person, die im kirchlichen 

Verkündigungsdienst tätig ist und nicht beruflich an der Ausbildung von 

Religionslehrkräften mitwirkt 
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(3) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Ortsordinarius die 

Erteilung oder Versagung der Missio canonica. Bevor die kirchliche Behörde empfiehlt, 

die Missio canonica zu versagen, gibt sie der Religionslehrkraft unter Setzung einer 

angemessenen Frist Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme; diese Frist kann auf 

Antrag der Religionslehrkraft verlängert werden. Soll die Missio canonica nach Abs. 1 

Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder 5 versagt werden, leitet die Behörde 

den Vorgang an die Missio-Kommission weiter. Die Religionslehrkraft kann den Antrag 

jederzeit zurücknehmen. 

(4)  Sind die Voraussetzungen nach Abs. 1 vollständig erfüllt, entsendet der Ortsordinarius 

die Religionslehrkraft mit der Missio canonica. Hierüber erhält die Religionslehrkraft 

eine Urkunde. Diese wird in der Regel durch den Ortsordinarius oder eine von diesem 

beauftragte Person im Rahmen eines Gottesdienstes überreicht. 

 

§ 4 Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung  

 

(1) Die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung wird befristet – in der Regel für die Dauer 

des Vorbereitungsdienstes – auf Antrag verliehen. Sie wird bei Vorliegen folgender 

Voraussetzungen erteilt: 

1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffentlichen Schulen 

qualifizierenden Studien der katholischen Theologie 

2. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die Initiationssakramente 

Taufe, Firmung und Eucharistie 

3. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags den 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche 

glaubwürdig zu erteilen 

4. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und Unterricht zu geben 

Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vor, wird die vorläufige kirchliche 

Bevollmächtigung versagt. 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen Behörde 

gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der Voraussetzungen 

nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ersichtlich ist 

2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung des 

Religionsunterrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

und 4 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis der Teilnahme an den 

verpflichtenden Modulen des Mentorats am Studienort 

(3) Bei der Erteilung einer vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung für die Dauer einer 

Weiterbildung kann von § 4 Abs. 1 Nr. 1 sowie, soweit betroffen, Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 

abgewichen werden. 

(4) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Ortsordinarius die 

Erteilung oder Versagung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung. Vor einer 
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Versagung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist die Religionslehrkraft zu 

den maßgeblichen Gründen anzuhören. § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Über die Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung erhält die 

Religionslehrkraft eine Urkunde. Diese kann persönlich überreicht oder auf dem 

Postweg übersandt werden.  

(6) Die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung kann auf Antrag der Religionslehrkraft 

verlängert werden. 

 

§ 5 Erlöschen der Missio canonica und der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung 

 

(1) Die Missio canonica erlischt durch Entzug oder Verzicht. 

(2) Die Missio canonica und die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung können nach § 8 

entzogen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr vollständig 

erfüllt sind. Zuständig für den Entzug ist der Ortsordinarius, der die Missio canonica 

oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung erteilt hat. Der Entzug der Missio 

canonica erfolgt auf Empfehlung der Missio-Kommission. 

(3) Bevor die Missio-Kommission einbezogen wird, ist die kirchliche Behörde verpflichtet, 

der Religionslehrkraft den für den beabsichtigten Entzug maßgeblichen Sachverhalt 

schriftlich mitzuteilen, diesen in einem Gespräch mit der Religionslehrkraft zu erörtern 

und ihr ein Angebot seelsorglicher oder supervisorischer Unterstützung zu machen. 

Außerdem ist der Religionslehrkraft unter Setzung einer angemessenen Frist 

Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme zu geben. Vor einem Entzug der 

vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist die Religionslehrkraft anzuhören. 

(4) Die Religionslehrkraft kann gegenüber dem nach Abs. 2 Satz 2 zuständigen 

Ortsordinarius den Verzicht auf die Missio canonica oder die vorläufige kirchliche 

Bevollmächtigung erklären. Der Verzicht bedarf der Schriftform; einer Annahme durch 

den Ortsordinarius bedarf er nicht. 

(5) Die Religionslehrkraft kann im Falle einer Krise in ihrer Glaubensbiografie oder 

hinsichtlich ihrer Zugehörigkeit zur Kirche, die zu gravierenden Differenzen mit Lehre 

oder Grundsätzen der Kirche führt, in Rücksprache mit der zuständigen kirchlichen 

Behörde die Missio canonica auf selbstbestimmte Zeit aussetzen. In diesem Fall 

verpflichtet sich die zuständige (Erz-)Diözese, Seelsorge, Beratung oder geistliche 

Begleitung der Religionslehrkraft bereitzustellen, wenn diese es wünscht. Die 

Neubeauftragung zur Erteilung des Religionsunterrichts wird auf Antrag der 

Religionslehrkraft durch die zuständige kirchliche Behörde nach analoger Prüfung der 

für die Erteilung in § 3 Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 genannten Voraussetzung erteilt.  

(6) Ist die Missio canonica oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung erloschen, darf 

die Religionslehrkraft keinen katholischen Religionsunterricht erteilen. Ist die 

Religionslehrkraft an einer öffentlichen Schule, informiert die kirchliche Behörde die 

staatliche Schulaufsichtsbehörde. 
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§ 6  Einrichtung, Aufgaben und Zusammensetzung der interdiözesanen Missio-

Kommission 

 

(1) Durch die Ortsordinarien der (Erz-)Diözesen Berlin, Hamburg, Dresden-Meißen, Erfurt, 

Görlitz und Magdeburg wird eine gemeinsame interdiözesane Missio-Kommission 

eingerichtet.  

(2) Die interdiözesane Missio-Kommission wird tätig, wenn beabsichtigt ist, einen Antrag auf 

Verleihung der Missio canonica nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 oder Nr. 5 abzulehnen oder die Missio 

canonica oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung zu entziehen.   

(3) Der Missio-Kommission gehören an: 

1. Ein/e Vertreter/in der betroffenen (erz-)bischöflichen Behörde 

2. drei Religionslehrkräfte aus unterschiedlichen Schulstufen 

3. ein/e theologische/r Hochschullehrer/in 

4. ein/e Jurist/in mit der Befähigung zum deutschen Richteramt, der/die nicht im 

kirchlichen Dienst angestellt ist 

(4)  Die Vorschlagsliste wird den Ortsordinarien mit der Bitte um Genehmigung vorgelegt. 

Wird die Genehmigung von wenigstens einem der Ortsordinarien nicht erteilt, ist eine 

neue Vorschlagsliste zu erstellen. Liegen sämtliche Genehmigungen vor, beginnt die 

fünfjährige Amtszeit der Kommission. Weitere Amtszeiten sind möglich. 

(5) Die Mitglieder mit Ausnahme der Vertreter/der Vertreterinnen der (erz-)bischöflichen 

Behörden übernehmen diese Tätigkeit ehrenamtlich.  

(6) Die Kommission wählt aus ihrer Mitter eine/n Vorsitzende/n.  

(7) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

§ 7 Arbeitsweise der Missio-Kommission  

 

(1) Die Missio-Kommission tritt schulstufenbezogen zusammen. Im konkreten Einzelfall 

setzt sie sich zusammen aus: 

1. dem/der Vertreter/in der betroffenen (erz-)bischöflichen Behörde 

2. der Religionslehrkraft der Schulstufe, für welche im konkreten Einzelfall die Missio 

canonica beantragt oder für welche die Missio canonica, deren Entzug beabsichtigt 

ist, erteilt wurde 

3. dem/der theologische Hochschullehrer/in 

4. dem/der Jurist/in 

(2) Die Missio-Kommission ist nur bei Anwesenheit aller vier Mitglieder beschlussfähig. Sie 

tagt, auch soweit eine Anhörung der betroffenen Religionslehrkraft stattfindet, nicht 

öffentlich. 

(3) Wird ein Mitglied der Missio-Kommission wegen Besorgnis der Befangenheit 

abgelehnt, so entscheidet die Missio-Kommission unter Ausschluss des abgelehnten 

Mitglieds; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Ersatzmitglieder werden für die Entscheidung nach Satz 1 nicht hinzugezogen; Abs. 2 
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Satz 1 findet keine Anwendung. Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen. Das 

abgelehnte Mitglied hat sich dazu zu äußern. Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht 

anfechtbar. 

(4)  Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst für befangen, gilt Abs. 3 

entsprechend. 

 

§ 8 Verfahren bei Einbeziehung der Missio-Kommission  

 

(1) Die kirchliche Behörde, in deren Zuständigkeit die betroffene Religionslehrkraft tätig 

ist, leitet den Vorgang unter Beifügung der schriftlichen Stellungnahme der 

Religionslehrkraft an die Missio-Kommission weiter. Hält diese nach einer vorläufigen 

Prüfung die Versagung oder den Entzug der Missio canonica für angezeigt, gibt sie der 

Religionslehrkraft erneut Gelegenheit, binnen einer angemessenen Frist eine 

schriftliche Stellungnahme abzugeben; diese Frist kann auf Antrag der 

Religionslehrkraft durch den Vorsitzenden der Missio-Kommission verlängert werden. 

Auf Antrag eines ihrer Mitglieder oder der Religionslehrkraft führt die Missio-

Kommission eine mündliche Anhörung durch.  

(2)  Unbeschadet des Abs. 1 Satz 3 bedient sich die Missio-Kommission der Beweismittel, 

die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich 

hält. Sie kann insbesondere Auskünfte jeder Art einholen, Zeugen und Sachverständige 

vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äußerung von Beteiligten, 

Sachverständigen und Zeugen einholen sowie Urkunden und Akten beiziehen. 

(3)  Die Missio-Kommission übersendet dem für den Einsatzort der Religionslehrkraft 

zuständigen Ortsordinarius ein schriftliches Votum mit einer Empfehlung für dessen 

Entscheidung. Die Beschlussfassung über das Votum nach Satz 1 erfolgt durch 

Mehrheitsentscheidung; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des 

Vorsitzenden. Überstimmte Kommissionsmitglieder können dem Votum ein 

Minderheitsvotum beifügen. 

(4) Die Entscheidung des Ortsordinarius wird der Religionslehrkraft schriftlich mit 

Begründung zugestellt. Innerhalb von zehn Tagen kann die Religionslehrkraft schriftlich 

die Abänderung oder Aufhebung der Entscheidung in schriftlicher Form beantragen 

(vgl. can. 1734 § 2 CIC). Hat der Antrag nach Satz 2 keinen Erfolg, kann die 

Religionslehrkraft innerhalb von fünfzehn Tagen über den Ortsordinarius Beschwerde 

bei der zuständigen römischen Kongregation einlegen (vgl. can. 1732–1739 CIC). 

(5) Der Ortsordinarius kann aus schwerwiegenden und dringenden Gründen die Missio 

canonica während des Verfahrens nach Abs. 1 bis 4 bis zur endgültigen Entscheidung 

vorläufig entziehen. Zuvor ist der Religionslehrkraft Gelegenheit zu geben, unverzüglich 

eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht 

anfechtbar. § 5 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(6) Die Religionslehrkraft kann zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens einen rechtlichen 

Beistand hinzuziehen. 
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§ 9 Inkraftsetzung 

 

Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 2023 im Bistum Görlitz in Kraft. Gleichzeitig treten die 

Ausführungsbestimmungen für die Erteilung der Kirchlichen Unterrichtserlaubnis und der 

Missio canonica für Lehrkräfte des Faches Katholische Religion im Bistum Görlitz gemäß den 

Rahmenrichtlinien der Deutschen Bischofskonferenz vom 20. März 2009 (Amtsblatt 

Nr. 3/2009), zuletzt geändert am 30. Juni 2014 (Amtsblatt Nr. 7/2014), außer Kraft. 

 

 

Görlitz, 29. September 2023 

Az. 518/2023 

 

 

L.S. 

Wolfgang Ipolt 

Bischof L.S. 

Joachim Baensch 

Kanzler 

 

 

Nr. 71 Dekret über die Ordnung der Messstipendien im Bistum Görlitz 

 

Unter Beachtung der allgemeinkirchlichen Regelung bezüglich der Messstipendien, wie sie im 

CIC kodifiziert sind, galt im Bistum Görlitz bisher die diesbezügliche Ordnung des Erzbistums 

Breslau bzw. der Apostolischen Administratur Görlitz. 

Um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden und das Messstipendienwesen der heutigen Zeit 

anzupassen, wird unter Beachtung des Dekretes der Deutschen Bischofskonferenz zum 

Umgang mit Intentiones collectivae vom 21. September 1992 die folgende diözesanrechtliche 

Ordnung erlassen: 

 

1. Stipendium und Applikationspflicht 

Gemäß can. 945 § 1 CIC ist es jedem „Priester, der eine Messe zelebriert oder konzelebriert“ 

erlaubt, ein Messstipendium anzunehmen. Für jedes angenommene Stipendium muss eine 

heilige Messe gefeiert werden. 

 

Bei Hl. Messen, die aufgrund bestehender Rechtspflichten zu applizieren sind (für Pfarrer die 

Applikation pro populo gemäß can. 534 CIC an allen Sonn- und gebotenen Feiertagen sowie 

Verpflichtungen aus Messstiftungen), darf kein zusätzliches Messstipendium angenommen 

werden. 

 

2. Höhe und Verwendung der Messtipendien und Verzeichnis 

Das Messstipendium dient nach can. 946 CIC dem kirchlichen Wirken und dem Unterhalt des 

Priesters. Das II. Vatikanische Konzil mahnt eine gerechte und gleiche Besoldung der Priester 

an. Da in Deutschland der Lebensunterhalt der Priester durch die Bistümer gesichert ist, wird 

festgelegt, dass die Messstipendien im Bistum Görlitz in voller Höhe an die jeweilige Kirchkasse 
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für kirchliche Aufgaben abzuführen sind, wenn der betreffende Priester Bezüge nach der 

Besoldungsordnung erhält. 

 

Jede Stelle, die Messstipendien entgegennimmt, hat ein besonderes Verzeichnis zu führen, in 

dem die genaue Zahl der Messen, die Intention, der gegebene Betrag, der Tag der 

Persolvierung und der Name des persolvierenden Priesters festgehalten sind. Darin sind auch 

die Messstipendien zu notieren, die weitergegeben werden, weil sie nicht in der betreffenden 

Pfarrei persolviert werden können. 

Jeder Priester ist darüber hinaus verpflichtet, für sich ein solches Verzeichnis für die von ihm 

selbst entgegengenommenen und persolvierten Messstipendien zu führen. Darauf kann 

verzichtet werden, wenn der Priester alle Messintentionen von vorgenannter Stelle erhält. 

 

Messstiftungen werden nicht mehr angenommen. 

 

Die Gabe der Gläubigen bei der Applikation der hl. Messe (Messstipendium) wird auf 5,00 EUR 

festgesetzt. 

 

3. Überzählige Messstipendien 

Sollten in einer Pfarrei mehr Intentionen gewünscht werden als dort persolviert werden 

können, sind diese Intentionen mit dem Einverständnis des Gebenden einem anderen Priester 

oder an das Ordinariat (ohne Orts- und Terminverpflichtung) weiterzugeben, die für eine 

gerechte und ordnungsgemäße Persolvierung sorgen (vgl. cann. 955 und 958 CIC). 

 

 

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung 

vom 18. Dezember 2000 außer Kraft. 

 

Görlitz, 29. September 2023 

Az. 518/2023 

 

 

L.S. 

Wolfgang Ipolt 

Bischof L.S. 

Joachim Baensch 

 Kanzler 

 

 

Nr. 72 Dekret zur Änderung der Dienstvertragsordnung des Bistums 

Görlitz - Beschlüsse 2/2023, 3/2023 und 4/2023 der Regional-

KODA Nord-Ost vom 22. Juni 2023 - 
 

In der Sitzung am 22. Juni 2023 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes 

beschlossen: 
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Beschluss 2/2023 

 

I. Änderung der Anlage 1 zur DVO  

Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO wird wie folgt ersetzt: 

 

XXIV. Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 

 

Vorbemerkung 

 

Diese Tätigkeitsmerkmale gelten für die Arbeitsverhältnisse von Mitarbeitern im 

Sozial- und Erziehungsdienst, die insbesondere in Einrichtungen und Heimen, die 

der Förderung der Gesundheit, der Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von 

Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, 

gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen 

dienen, beschäftigt sind, soweit jene unter § 1 Absatz 1 DVO fallen und nicht dem 

Geltungsbereich von Anlage 8 zur DVO zuzuordnen sind. 

 

Entgeltgruppe S 2 

 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, Sozialassistenten und 

Heilerziehungspflegehelfern mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 

Prüfung. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3) 

Entgeltgruppe S 3 

 

Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelfer mit staatlicher 

Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 

sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 

Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3) 

 

Entgeltgruppe S 4 

 

1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelfer mit 

staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 

Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen 

Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 2 und 3) 
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2. Zurzeit unbesetzt 

 

3. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Erziehern, Heilerziehungspfleger oder 

Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Anmerkungen Nummer 1 und 3) 

 

Entgeltgruppe S 5 

 

Zurzeit unbesetzt. 

 

Entgeltgruppe S 6 

 

Zurzeit unbesetzt. 

 

Entgeltgruppe S 7 

 

Zurzeit unbesetzt. 

 

Entgeltgruppe S 8a 

 

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 

Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3 und 5)  

 

2. Zurzeit unbesetzt 

 

Entgeltgruppe S 8b 

 

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 

Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3, 5 und 6) 

 

2. Zurzeit unbesetzt 

 

3.  Mitarbeiter in der Tätigkeit von Sozialarbeitern bzw. Sozialpädagogen mit 

staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Anmerkung Nummern 1 und 1a) 
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Entgeltgruppe S 9 

 

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 

Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben, mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei 

Mitarbeiter mindestens der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3 und 5) 

 

2.  Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 7) 

 

3.  Mitarbeiter in der Tätigkeit von Heilpädagogen mit abgeschlossener 

Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit 

staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 15) 

 

4.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten. 

(Hierzu Anmerkung Nummern 1a und 8)  

 

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 

Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

Entgeltgruppe S 10 

 

Zurzeit unbesetzt. 

 

Entgeltgruppe S 11a 

 

Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern 

von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX 

oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 

bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4 und 8) 

 

Entgeltgruppe S 11b 
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Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie 

Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem 

jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15) 

 

Entgeltgruppe S 12 

 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie 

Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem 

jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit 

schwierigen Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 12 und 15) 

 

Entgeltgruppe S 13 

 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 

Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

Entgeltgruppe S 14 

 

Zurzeit unbesetzt. 

 

Entgeltgruppe S 15 

 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 
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2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

100 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 

im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten. 

(Hierzu Anmerkung Nummer1a und 8)  

 

4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 

SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

40 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Erziehungsheimen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4 und 10) 

 

6.  Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie 

Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem 

jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 

Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 

Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15) 

 

Entgeltgruppe S 16 

 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

130 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 
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3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 

im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 

Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 

SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

70 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

5. Mitarbeiter als Leiter von Erziehungsheimen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 10) 

 

6.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Erziehungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 

Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4, 9 und 10) 

 

Entgeltgruppe S 17 

 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

180 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 

im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 

Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 
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4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 

SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 

90 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9) 

 

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von 

Leitern von Erziehungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 

Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4, 9 und 10)  

 

6.  Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie 

Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem 

jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 

Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 

S 12 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)  

 

7.  Psychagogen mit staatlicher Anerkennung oder staatlich anerkannter Prüfung 

und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkung Nummer 16) 

 

Entgeltgruppe S 18 

 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

2.   Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 

im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 

Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9) 

 

3.  Mitarbeiter als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 9 und 10)  
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4.   Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie 

Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem 

jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 

Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus 

der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 6 heraushebt.  

(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)  

 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18: 

 

1.  Die Mitarbeiter erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer besonderen 

Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen 

mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder 

vergleichbaren Einrichtungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten 

Einzelbetreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden 

täglich erfolgt, sowie in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe 

von 100,00 Euro, wenn dort ein überwiegender Teil der Menschen mit 

durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. 

betreut wird.  

Satz 2: Zurzeit unbesetzt. 

Satz 3: Zurzeit unbesetzt.  

Satz 4: Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen 

Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 DVO haben. 

Satz 5: Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3 DVO) zu 

berücksichtigen. 

 

1a. Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiter in der 

Ausbildung von Erziehern, von Kinderpflegern, von Sozialassistenten oder von 

Heilerziehungspflegern übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit 

einem zeitlichen Anteil von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit 

ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro 

monatlich. Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen 

Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben. 

 

2.  Schwierige fachliche Tätigkeiten sind zum Beispiel: 

a)  Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB 

IX und in psychiatrischen Kliniken, 

b)  alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen zum Beispiel in Randzeiten,  
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c)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere 

Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter 

Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von 

 behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der 

Kindertagesbetreuung, 

d)  Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX 

oder in Gruppen von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten, 

e)  Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 

 

3.  Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern und Kinderpflegern gilt auch die 

Tätigkeit in Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen 

oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die Betreuung von 

über 18jährigen Personen (zum Beispiel in Einrichtungen für behinderte Menschen 

im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose). 

 

4.  Ständige Vertreter sind nicht Vertreter in Urlaubs- und sonstigen 

Abwesenheitsfällen. Je Kindertagesstätte soll ein ständiger Vertreter des Leiters 

bestellt werden. 

 

5.  Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch 

a)  Kindergärtner und Hortner mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher 

Prüfung, 

b)  Kinderkrankenpfleger, die in Kinderkrippen tätig sind, eingruppiert. 

 

6.  Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind zum Beispiel die 

a)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere 

Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter 

Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von 

 behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der 

Kindertagesbetreuung, 

b)  Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX 

oder von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten, 

c)  Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, 

d)  Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,  

e)  fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Mitarbeiter 

mindestens der Entgeltgruppe S 8a, 

f)  Tätigkeiten eines Facherziehers mit entsprechender abgeschlossener Fort- 

bzw. Weiterbildung im Umfang von mindestens 160 Stunden,  
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g)  Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 Prozent von 

Kindern und Jugendlichen mit einem erhöhten Förderbedarf, 

h)  Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber zur insoweit erfahrenen 

Fachkraft nach § 8a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind. 

 

7.  Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Mitarbeiter zu 

verstehen, die einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung 

und Prüfung an Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 

7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang für Heilpädagogen mit der 

vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die Berechtigung zur 

Führung der Berufsbezeichnung „staatlich anerkannte Heilpädagogin/staatlich 

anerkannter Heilpädagoge“ erworben haben. 

 

8.  Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Krippen, 

Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertages-

einrichtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge.  

 

9.  Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr 

grundsätzlich die Zahl der vom 1. Januar bis 31. Dezember des vorangegangenen 

Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu 

legen. Eine Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze 

von nicht mehr als 7,5 vom Hundert führt nicht zur Herabgruppierung. Eine 

Unterschreitung um mehr als 7,5 vom Hundert führt erst dann zur 

Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander 

unterschritten wird. Die Unterschreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig 

belegbaren Plätze führt auch dann nicht zu einer Herabgruppierung, wenn 

aufgrund von zu betreuenden Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöhtem 

Förderungs-bedarf entsprechende Betreuungsanforderungen festgestellt werden. 

Eine Unterschreitung auf Grund vom Dienstgeber verantworteter Maßnahmen 

(zum Beispiel Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur 

Herabgruppierung. Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen infolge 

demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt. 

 

10. Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behinderte Kinder oder 

Jugendliche im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind.  

 

11.  Zurzeit unbesetzt. 

 

12.  Schwierige Tätigkeiten sind zum Beispiel die 
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a)  Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b)  begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für 

ehemalige Heimbewohner 

c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für 

ehemalige Strafgefangene, 

d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter mindestens der 

Entgeltgruppe S 9 

e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten Menschen im 

Sinne des § 2 SGB IX, bei denen mindestens vier der neun Lebensbereiche im 

 Sinne von § 118 SGB IX nicht nur vorübergehende Beeinträchtigung der 

 Aktivität und Teilhabe vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 

g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit multiplen 

psychosozialen Beeinträchtigungen. 

 

13.  Zurzeit unbesetzt. 

 

14.  Zurzeit unbesetzt. 

 

15.  Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer 

Hochschule im Sinne des § 1 HRG ein Diplomgrad mit dem Zusatz 

"Fachhochschule" ("FH"), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad 

oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. Die Abschlussprüfung muss in einem 

Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 

Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene 

Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangs-

berechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 

Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 

Prüfungssemester o.Ä. - vorschreibt. Der Bachelorstudiengang muss nach den 

Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. Dem gleichgestellt sind 

Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. Ein 

Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene 

Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als 

dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.  

 

16. Psychagogen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 

entsprechender Tätigkeit werden von diesem Tätigkeitsmerkmal nicht erfasst. 

 

II. Änderung der Anlage 13 zur DVO 
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Die Anlage 13 zur DVO (Dienstvertragsbestimmungen für Mitarbeiter im Sozial- 

und Erziehungsdienst) wird wie folgt ersetzt: 

 

Dienstvertragsbestimmungen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst, 

die insbesondere in Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der 

Gesundheit, der Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und 

Jugendlichen, der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, 

gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen 

dienen, beschäftigt sind, soweit jene unter § 1 Abs. 1 DVO fallen und nicht dem 

Geltungsbereich von Anlage 8 zur DVO zuzuordnen sind 

 

§ 1 

Entgelt 

 

(1) Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 – Entgeltordnung – 

DVO eingruppiert sind, erhalten entsprechend § 15 Abs. 2 DVO Entgelt nach 

der in der Anlage 2 zur DVO enthaltenen Tabellen. (Entgelttabelle 3 für 

Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst in den (Erz-)Bistümern Berlin, 

Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg). 

 

(1a) SuE-Zulage 

 

 1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 

(Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind, 

erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 2Mitarbeiter, 

die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO (Entgeltordnung) in einer 

der Entgeltgruppen S 11b bis S 12 sowie S 14 oder S 15 bei Tätigkeiten der 

Fallgruppe 6 eingruppiert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe 

von 180,00 Euro. 

(2) Anstelle des § 16 DVO gilt folgendes:  

 

 1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen. 2Bei Einstellung 

werden die Mitarbeiter der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige 

Berufserfahrung vorliegt.1 3Verfügt der Mitarbeiter über eine einschlägige 

Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die 

Stufe 2; verfügt er über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens vier 

Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3, ab 1. Oktober 2024 

erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 4, wenn eine einschlägige 

Berufserfahrung vom mindestens drei Jahren vorliegt.. 4Unabhängig davon 

kann der Dienstgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs 

Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die 

Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene 

Tätigkeit förderlich ist.  
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Satz 5 Zurzeit unbesetzt 

 

 6Die Mitarbeiter erreichen - von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in 

Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 DVO – nach folgenden 

Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe 

bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit): 

 

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 

- Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2, 

- Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3, 

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

 

 7Abweichend von Satz 1 ist Endstufe die Stufe 4  

 

a) in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und 

b) in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2.  

 
8Abweichend von Satz 6 erreichen Mitarbeiter, die nach den 

Tätigkeitsmerkmalen von § 3 

 

a) in der Entgeltgruppe S 8b eingruppiert sind, bei Tätigkeiten der 

 Fallgruppen 1 oder 2 die Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 die Stufe 

 6 nach acht Jahren in Stufe 5; 

 und 

b) in die Entgeltgruppen S 3 oder S 8a eingruppiert sind, die Stufe 5 nach 5 

Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach 6 Jahren in Stufe 5. 

 
9Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 6 aufgehoben.  

 
10Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 7 aufgehoben. 
11Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 8 geändert. 12Mitarbeiter in der Entgelt-

gruppe S 8b bei Tätigkeit der Fallgruppe 1 oder 2, die am 1. Oktober 2024 

in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren absolviert 

haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet; die 

Stufenlaufzeit beginnt in dieser Stufe neu zu laufen.13Mitarbeiter in der 

Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeit der Fallgruppe 1 oder 2, die am 

1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von mehr als fünf 

Jahren absolviert haben, werden am 1. Oktober 2024 der Stufe 6 

zugeordnet; die Stufenlaufzeit beginnt in dieser Stufe neu zu laufen. 

 
14Mitarbeiter in der Entgeltgruppe S 3 oder S 8a, die am 1. Oktober 2024 

in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren absolviert 
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haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet; die 

Stufenlaufzeit beginnt in dieser Stufe neu zu laufen.15Mitarbeiter in der 

Entgeltgruppe S 3 oder S 8a, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine 

Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden am 1. 

Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet; die Stufenlaufzeit beginnt in dieser 

Stufe neu zu laufen. 

 

(3) Soweit in der DVO auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, 

entspricht  

 

die Entgeltgruppe  der Entgeltgruppe  

2  S 2  

4  S 3  

5  S 4  

6  S 5  

8  S 6 bis S 8b  

9a  S 9 bis S 11a  

9b S 11b bis S 13 

9c S 14 

10  S 15 und S 16  

11  S 17  

12  S 18  

 

 

(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe des Abschnitts XXIV der 

Anlage 1 zur DVO wird der Mitarbeiter der gleichen Stufe zugeordnet, die er 

in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht hat. Beträgt bei 

Höhergruppierungen innerhalb des Abschnitts XXIV der Anlage 1 zur DVO 

der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 

Tabellenentgelt nach § 17 Absatz 4 Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe. 

 

 a) in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b  

aa) vom 1. März 2018 bis zum 31. März 2019 weniger als 60,86 Euro, 

bb) vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 weniger als 62,74 Euro  

cc) ab dem 1. März 2020 weniger als 63,41 Euro, 

dd) ab dem 1. April 2021 weniger als 64,30 Euro 

 und 
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ee) ab dem 1. April 2022 weniger als 65,46 Euro 

 

 b) in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18  

aa) vom 1. März 2018 bis zum 31. März 2019 weniger als 97,40 Euro, 

bb) vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 weniger als 100,41 Euro 

cc) ab dem 1. März 2020 weniger als 101,48 Euro, 

dd) ab dem 1. April 2021 weniger als 102,89 Euro 

 und 

ee) ab dem 1. April 2022 weniger als 104,74 Euro 

 

so erhält der Mitarbeiter während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle der 

Unterschiedsbetrages den vorgenannten jeweils zustehenden 

Garantiebetrag.40 Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt 

mit dem Tag der Höhergruppierung.43 Bei einer Eingruppierung in eine 

niedrigere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der in der höheren 

Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe 

zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren 

Entgeltgruppe angerechnet. Der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats 

an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende 

Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der 

betreffenden Entgeltgruppe. § 17 Absatz 4 findet keine Anwendung. 

 

(5)  Auf Mitarbeiter der Entgeltgruppe S 9 findet der in § 20 Absatz 2 und Absatz 

2a DVO für die Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz 

Anwendung. 

 

§ 2 

Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsförderung in 

Einrichtungen des Sozial- und Erziehungsdienstes  

 

(1) Zurzeit unbesetzt 

 

(2) Betriebliche Gesundheitsförderung zielt darauf ab, die Arbeit und die 

Arbeitsbedingungen so zu organisieren, dass diese nicht Ursache von 

Erkrankungen oder Gesundheitsschädigungen sind. Sie fördert die Erhaltung 

bzw. Herstellung gesundheitsgerechter Verhältnisse am Arbeitsplatz sowie 

gesundheitsbewusstes Verhalten. Zugleich werden damit die Motivation der 

Mitarbeiter und die Qualitätsstandards der Einrichtungen und Heime 

verbessert. Die betriebliche Gesundheitsförderung basiert auf einem aktiv 

betriebenen Arbeits- und Gesundheitsschutz. Dieser reduziert Arbeitsunfälle, 

Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und 

verbessert durch den Abbau von Fehlzeiten und die Vermeidung von 

Betriebsstörungen die Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen und Heime. 
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Der Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie die betriebliche 

Gesundheitsförderung gehören zu einem zeitgemäßen 

Gesundheitsmanagement.  

 

(3) Die Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst (SuE), die insbesondere in 

Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der 

Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der 

Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, 

erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen dienen, 

beschäftigt sind, haben einen individuellen Anspruch auf die Durchführung 

einer Gefährdungsbeurteilung. Die Durchführung erfolgt nach Maßgabe des 

Gesetzes über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur 

Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Mitarbeiter 

bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz). Die Mitarbeiter sind in die Durchführung 

der Gefährdungsbeurteilung einzubeziehen. Sie sind über das Ergebnis von 

Gefährdungsbeurteilungen zu unterrichten. Vorgesehene Maßnahmen sind 

mit ihnen zu erörtern. Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist in angemessenen 

Abständen zu überprüfen.  

 

(4) Zurzeit unbesetzt 

 

(5) Zurzeit unbesetzt 

 

(6) Zurzeit unbesetzt 

 

(7) Gesetzliche Bestimmungen, günstigere betriebliche Regelungen und die 

Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben unberührt.  

 

§ 2a  

Regenerationstage/Umwandlungstage 

 

(1) 1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 

(Entgeltordnung) eingruppiert sind, haben im Kalenderjahr bei Verteilung der 

wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf 

zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 

DVO (Regenerationstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als 

fünf Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die 

Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung nach 

Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 

Absatz 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antragstellung und 

dem gewährten Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen 

Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf die 

Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berechnungen nach den 
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Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen halben Regenerationstag 

ergibt, wird er auf einen vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von 

weniger als einem halben Regenerationstag bleiben unberücksichtigt. 

 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 

Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt 

bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind auch der 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1 DVO genannten 

Ereignisse und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 

DVO), auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des 

Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt 

gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder 

entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, 

Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.  

 

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die Wünsche des 

Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 

dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 2Der Mitarbeiter hat 

den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünschten 

Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem Dienstgeber geltend zu 

machen. 3Der Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der 

Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies 

der/dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im gegenseitigen Einvernehmen ist 

unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse 

abweichend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewährung von 

Regenerationstagen möglich. 5Regenerationstage, für die im laufenden 

Kalenderjahr keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
6Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen dringender 

betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt 

worden sind, spätestens am 30. September des Folgejahres.  

 

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß § 4 der 

Anlage 13 zur DVO haben, können bis zum 31. Oktober des laufenden 

Kalenderjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen zustehenden SuE-

Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 

des Entgelts gemäß § 21 DVO in Anspruch zu nehmen (Umwandlungstage). 
2Mitarbeiter, die erstmalig einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 4 der 

Anlage 13 zur DVO erwerben, können nach Ablauf von drei Kalendermonaten 

nach Aufnahme des Arbeitsverhältnisses (Neubegründung des 

Arbeitsverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung der 

Umwandlungstage für das laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-Zulage 

wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 4Der Kürzungsbetrag 
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ergibt sich aus dem gemäß § 24 Absatz 3 Satz 3 DVO ermittelten 

Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag dienstplanmäßig 

bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 5Besteht zum Zeitpunkt der 

Beantragung kein Dienstplan bzw. keine betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so 

ist die an dem Umwandlungstag zu leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, 

dass die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche 

wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der 

Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der Umwandlungstag liegt. 6Der 

Mitarbeiter hat den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem 

gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem 

Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienstgeber entscheidet über die 

Gewährung der Umwandlungstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und 

teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 8Bei der Festlegung der Lage der 

Umwandlungstage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, 

sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe 

entgegenstehen. 9Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung 

der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den 

Sätzen 6 und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen 

möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr nach 

Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum Ende 

des laufenden Kalenderjahres.  

 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  

Für das Kalenderjahr 2022 gilt statt des 31. Oktober der 31. Dezember.  

 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 2:  

Satz 2 gilt nur für Geltendmachungen ab dem 1. Januar 2023.  

 

Anmerkung zu § 2a:  

Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht um 

Urlaubs-/ Zusatzurlaubstage.  

 

§ 3  

Mitarbeiter im Erziehungsdienst 

 
1Bei Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche Regelungen 

bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen – im Rahmen der 

regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 

30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung und Qualifizierung verwendet; im Gebiet 

der Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-

Anhalt, Thüringen und dem ehemaligen Berlin-Ost gilt, dass diese Zeiten zur 

Vorbereitung und Qualifizierung auch durch gesetzliche Regelungen erfüllt sein 

können. 
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2Bei Teilzeitmitarbeitern gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die 

Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang, der dem Verhältnis ihrer individuell 

vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen Arbeitszeit 

vergleichbarer Vollzeitmitarbeiter entspricht, reduziert. 3Im Erziehungsdienst tätig 

sind insbesondere Mitarbeiter als Kinderpfleger bzw. Sozialassistent, 

Heilerziehungspflegehelfer, Erzieher, Heilerziehungspfleger, im handwerklichen 

Erziehungsdienst, als Leiter oder ständige Vertreter von Leitern von 

Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie andere Mitarbeiter mit 

erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungshilfe.  

 

Anmerkung zu Satz 3:  

Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Mitarbeiter erfasst, die 

eine entsprechende Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung oder staatliche Prüfung 

ausüben. 

 

§ 4 

Allgemeine Maßgabe zur Anwendbarkeit der DVO 

 

Soweit in dieser Anlage keine abweichende Reglung vorgesehen ist, findet die DVO 

Anwendung. 

 

§ 5 

Inkrafttreten 

 

Diese Anlage, die am 1. April 2023 in Kraft getreten ist, findet in der vorstehenden 

Fassung ab 1. April 2023 Anwendung. 

 
1Ein Berufspraktikum nach Anlage 7 zur DVO gilt grundsätzlich als Erwerb 

einschlägiger Berufserfahrung. Als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung gilt auch 

die fachpraktische Ausbildung im Rahmen der praxisintegrierten 

Ausbildungsgänge zum Erzieher nach landesgesetzlichen Reglungen und im 

Rahmen der praxisintegrierten Ausbildungsgänge zum Heilerziehungspfleger nach 

Landesgesetzlichen Regelungen. 

 

III. Änderung des § 16 DVO 

 

1. In § 16 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „umfassen“ die Worte „ebenso 

wie die Entgeltgruppen S 2 bis S 18“ gestrichen. Ebenso wird der Satz 2 

gestrichen. 

 

2. In § 16 Absatz 2 werden in Satz 2 nach den Worten „zur Stufe 3;“ die Worte „im 

Anwendungsbereich der Entgeltgruppe S 2 und S 18 ist für eine Zuordnung zur 



40 

 

Stufe 3 in der Regel eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens vier 

Jahren erforderlich“ gestrichen. 

 

3. In § 16 Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen. 

 

4. In § 16 wird der Absatz 5 aufgehoben. 

 

IV. Änderung des § 16a DVO 

 

Der § 16a Der DVO wird aufgehoben. 

 

V. Änderung des § 17 DVO 

 

Im § 17 wird der Absatz 4b aufgehoben. 

 

VI. Inkrafttreten 

 

Die Änderungen der Anlagen 1 und 13 zur DVO sowie die Änderungen der §§ 16, 

16a und 17 DVO treten zum 1. April 2023 in Kraft. 

 

 

Beschluss 3/2023 

 

I. Änderung der Anlage 2 zur DVO 

Die Überschrift für die Entgelttabelle 3 wird wie folgt ersetzt: 

 

Entgelttabelle 3 für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst in den (Erz-) 

Bistümern Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg 

 

II. Änderung der Anlage 8.3. zur DVO  

Die Überschrift und Einleitung der Anlage 8.3 zur DVO wird wie folgt ersetzt: 

3. Dienstvertragsbestimmungen für Lehrkräfte in den Ländern Berlin, 

Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern an Schulen des Erzbistums Berlin 

sowie für Lehramtsanwärter/Studienreferendare an Schulen des Erzbistums 

Berlin im Land Berlin  

 

Für Lehrkräfte in den Ländern Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-

Vorpommern und für Lehramtsanwärter/Studienreferendare an Schulen des 

Erzbistums Berlin im Land Berlin gilt die DVO mit den folgenden Maßgaben: 

 

§ 2 (8) wird gestrichen. 
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§ 3 (1) wird wie folgt ersetzt: 

 

(1) Lehrkräfte im Erzbistum Berlin sind in diejenige Entgeltgruppe der DVO 

eingruppiert, in die entsprechendes Personal im jeweiligen Bundesland an 

staatlichen Schulen eingruppiert ist.17 Dazu kommt die Entgeltordnung der 

Lehrkräfte der Länder (Anlage zum TV EntgeltO-L) in der jeweils geltenden 

Fassung zur Anwendung.  

Es gelten die Entgelttabellen des jeweiligen Bundeslandes. Werden die 

Tabellenwerte verändert, gelten ab dem Zeitpunkt der Veränderung die neuen 

Werte, ohne dass es eines gesonderten KODA-Beschlusses bedarf. Die 

Garantiebeträge nach § 17 Absatz 4 DVO nehmen im gleichen Umfang an den 

Veränderungen teil.  

 

Ferner erhalten die Lehrkräfte im Erzbistum Berlin die im jeweiligen Bundesland 

tariflich vereinbarte Jahressonderzahlung und tariflich vereinbarte 

Einmalzahlungen. 

 

§ 4 (1) wird wie folgt ersetzt: 

 

(1) Der Urlaub der Lehrkräfte und Lehramtsanwärter/Studienreferendare ist in den 

Schulferien zu nehmen. 

 

III. Inkrafttreten 

 

Diese Änderungen treten zum 1. April 2023 in Kraft. 

 

 

Beschluss 4/2023 

 

 

I. Änderung der DVO: 

 

Es wird eine neue Anlage 14 zur DVO eingeführt. 

 

II. Die neue Anlage 14 zur DVO erhält folgende Fassung: 

 

Anlage 14 zur DVO 

 

                                                 
17 Analog der im Land Berlin gewährten Stufenzulage für voll examinierte Lehrkräfte gilt diese ab 1. Juli 2019 in 

der Höhe und für die Dauer der entsprechenden Senatsregelung inhaltsgleich auch für Berliner Lehrkräfte im 

Erzbistum Berlin. 
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Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 

(Inflationsausgleich) 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Beschäftigte, deren Arbeitsvertragsverhältnisse unter den Geltungsbereich der DVO fallen und 

deren Vergütung unter Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 2, 6, 7 oder 12 zur DVO 

- gegebenenfalls auch mit individueller Zwischen- oder Endstufe - berechnet wird, erhalten 

einen Inflationsausgleich nach §§ 2 und 3. 

 

§ 2 Einmaliger Inflationsausgleich 2023 

 

(1) 1Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich nach § 1 fallen, erhalten einen einmaligen 

Inflationsausgleich 2023 spätestens mit dem Entgelt des Monats September 2023 

ausgezahlt, wenn ihr Arbeitsverhältnis am 1. Mai 2023 bestand und an mindestens einem 

Tag zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 Anspruch auf Entgelt bestanden 

hat. 

 

(2) 1Die Höhe des einmaligen Inflationsausgleichs 2023 beträgt 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung sich unter Anwendung der 

Entgelttabellen in den Anlagen 2 und 12 zur DVO berechnet: 1.240,00 Euro, 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung sich unter Anwendung der 

Entgelttabellen in den Anlagen 6 und 7 zur DVO berechnet (Auszubildende und 

Praktikanten): 620,00 Euro. 
2Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Mai 2023. FN 1 

 

§ 3 Monatliche Sonderzahlung 

 

(1) 1Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich nach § 1 fallen, erhalten monatliche 

Sonderzahlungen für die Monate Juli 2023 bis Februar 2024 (Bezugsmonate) ausgezahlt. 
2Der Anspruch auf den monatlichen Inflationsausgleich besteht jeweils nur, wenn in dem 

Bezugsmonat ein Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens einem Tag im Bezugsmonat 

Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

 

(2) 1Die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen beträgt 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung sich unter Anwendung der 

Entgelttabellen in den Anlagen 2 und 12 zur DVO berechnet: 220,00 Euro, 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung sich unter Anwendung der 

Entgelttabellen in den Anlagen 6 und 7 zur DVO berechnet (Auszubildende und 

Praktikanten): 110,00 Euro. 
2Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmonats. 

FN 2 
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§ 4 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach §§ 2 und 3 

(1) 1Der Inflationsausgleich 2023 nach § 2 sowie die monatlichen Sonderzahlungen nach § 3 

werden jeweils zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt.FN 3 

 2Es handelt sich jeweils um einen Zuschuss des Arbeitgebers zur Abmilderung der 

gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne des § 3 Nummer 11c des 

Einkommensteuergesetzes, der steuer- und sozialversicherungsfrei ist.FN 4 
3§ 24 Absatz 2 DVO gilt entsprechend.FN5 

 

(2)  1Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 2 Absatz 1 bzw. § 3 Absatz 1 Satz 2 sind auch der 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1 DVO genannten Ereignisse 

und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 DVO), auch wenn dieser 

wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 

 2Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB 

V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, 

Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG. 

 

(3) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind kein 

zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 

 

(4) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind bei der 

Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen. 

 

§ 5 Inkrafttreten 

 

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 1.Juli 2023 in Kraft. 

 

 

_______________________ 

 
FN 1 Beschäftigte, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 5a DVO fallen und sich am Stichtag 1. Mai 

2023 in der Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch auf den 

Inflationsausgleich 2023 in Höhe der Hälfte des Inflationsausgleichs 2023, den sie erhalten würden, wenn 

sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten, maximal also in Höhe von 620 

Euro. 

 

FN 2 Beschäftigte, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 5a DVO fallen und sich in der 

Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch auf monatliche 

Sonderzahlungen in Höhe der Hälfte der monatlichen Sonderzahlung, die sie erhalten würden, wenn sie 

mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten, maximal also in Höhe von 110 Euro, 

wenn in dem Bezugsmonat das Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens einem Tag im Bezugsmonat 

Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

 

FN 3 Die Sonderzahlungen nach den §§ 2 und 3 gehören zum pfändbaren Arbeitseinkommen. 

 

FN 4 Erhält ein Beschäftigter im Begünstigungszeitraum zwischen dem 26. Oktober 2022 und dem 31. 

Dezember 2024 weitere Sonderzahlungen, so ist der 3.000 Euro übersteigende Betrag steuer- und 

sozialversicherungspflichtig. 
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FN 5 Haben Beschäftigte gleichzeitig mehrere Arbeitsverhältnisse zu einem Arbeitgeber, für den die DVO 

gilt, besteht der Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis zeitratierlich entsprechend. 

 

Die vorgenannten Beschlüsse 2/2023, 3/2023 und 4/2023 werden hiermit für das Bistum 

Görlitz in Kraft gesetzt. 

 

Görlitz, 31. August 2023 

Az. 473/2023 

 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

         Bischof L.S. 

gez. Joachim Baensch 

   Kanzler 
 

 

Nr. 73 Dekret zur Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundeskommission 

der Arbeitsrechtlichen Kommission zur Änderung der 

Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 

vom 15. Juni 2023 

 

1. Tarifrunde 2023 – Teil 2 

 

Beschlusstext: 

 

I. Mittlere Werte  

 

Die nachfolgend festgelegten Euro-Beträge für die Vergütungs- und 

Entgeltbestandteile sind mittlere Werte und bis zum 31. Dezember 2024 befristet. 

 

Die im Tabellenanhang zu diesem Beschluss wiedergegebenen mittleren 

Vergütungs- und Entgeltwerte sind Teil dieses Beschlusses. 

 

Ausgangswert für die Erhöhung ist der jeweilige mittlere Wert gültig am Tag vor 

dem 1. März 2024.  

 

 

II. Änderungen in den Anlagen 31 bis 33 AVR 

 

1. Entgelttabellen der Anlagen 31 bis 33 AVR  

 

a) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 31 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 

erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 
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b) Die mittleren Werte der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 31 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

c) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 31 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

d) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 32 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 

erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 

 

e) Die mittleren Werte der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 32 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

f) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 32 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

g) Die mittleren Werte in Anhang A der Anlage 33 AVR werden 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 

erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 

 

2. Garantiebeträge nach § 3 Anhang F i.V.m. § 14 Abs. 4 a.F. der Anlage 31 AVR  

 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 31 a.F. AVR 

werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

3. Garantiebeträge nach § 3 Anhang G i.V.m. § 14 Abs. 4 a.F. der Anlage 32 AVR  

 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 32 a.F. AVR 

werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

4. Garantiebeträge in Anlage 33 AVR 

 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 13 Abs. 4 der Anlage 33 AVR 

werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

 

III. Änderung der mittleren Werte außerhalb der Anlage 7 und der Anlagen 31 bis 33 

AVR 

 

1.  Vergütungstabelle in Anlage 3 AVR 

 

Die mittleren Werte der Anlage 3 AVR werden  

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 

erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 
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2. Weitere Vergütungsbestandteile 

 

a) Die mittleren Werte der weiteren dynamischen Vergütungsbestandteile 

werden 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 

b) Abschnitt IV der Anlage 1 AVR 

 

Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 2 bis 5b nach Ziffer 

VI der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 2 AVR wird die 

Regelvergütung wie folgt gekürzt: 

• ab 1. März 2024   113,02 Euro 

 

Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 5c bis 8 nach Ziffer VI 

der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 

12 der Anlage 2 AVR wird die Regelvergütung wie folgt gekürzt: 

• ab 1. März 2024   101,74 Euro 

 

c) Aus der Erhöhung der mittleren Werte nach A.III.2. ergeben sich die 

nachfolgend in aa) bis ff) aufgeführten neuen mittleren Werte: 

 

aa) Abschnitt V Buchstabe C der Anlage 1 AVR 

 

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2008 bestanden hat, 

erhalten für jedes berücksichtigungsfähige Kind eine Kinderzulage in 

Höhe von: 

• ab 1. März 2024   142,94 Euro 

 

Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. März 2024 nach folgender 

Tabelle für 

 

 

 

bb) Abschnitt XI Abs. (d) der Anlage 1 AVR 

 

Der Einsatzzuschlag im Rettungsdienst beträgt 

• ab 1. März 2024   24,42 Euro 

 

Mitarbeiter nach 

den 

Vergütungsgruppen   

 

für das erste zu 

berücksichtigende 

Kind um 

für jedes weitere 

zu 

berücksichtigende 

Kind um 

VG 12, 11, 10 und 9 8,08 Euro 40,37 Euro 

VG 9a 8,08 Euro 32,26 Euro 

VG 8 8,08 Euro 24,21 Euro 
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cc) § 3 Abs. 2 der Anlage 1b AVR 

 

Die Zulage nach Abs. 1 beträgt monatlich: 

 

Für Mitarbeiter der 

Vergütungsgruppen 

ab 1. März 2024 

1 bis 2 168,71 Euro 

3 bis 5b 168,71 Euro 

5c bis 12 160,67 Euro 

 

 

dd) Anlage 2d zu den AVR 

 

Die Vergütungsgruppenzulage nach den Anmerkungen A bis F beträgt in 

Euro: 

 

ee) § 1 Abs. 1 Satz 2 lit. e) und f) der Anlage 6a AVR 

 

e) für Arbeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr 

• ab 1. März 2024   1,93 Euro 

 

f) für Arbeit an Samstagen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 20.00 Uhr

  

• ab 1. März 2024   0,96 Euro 

 

ff) § 7 Absatz 1 Buchstabe a) und Buchstabe b) der Anlage 14 AVR 

 

Das Urlaubsgeld beträgt  

 

a) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 

1 bis 5b der Anlagen 2, 2d und 2e AVR 

• ab 1. März 2024   380,75 Euro 

 

b) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 

5c bis 12 der Anlagen 2, 2d und 2e AVR 

•   ab 1. März 2024   494,95 Euro 

 

 

 

IV. Änderungen in Anlage 7 AVR 

 

Ausbildungsvergütungen 

ab A B C D E F 

1. März 2024 131,46  157,77  174,22  192,92  160,77  214,06  
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Die mittleren Werte der Anlage 7 AVR werden zum 1. März 2024 um 150,00 Euro 

erhöht. 

 

 

V. Änderungen in Anlage 17a AVR 

 

Für Mitarbeiter nach Anlagen 2, 2d, 2e, 31, 32 und 33 zu den AVR wird das 

Wertguthaben nach § 7 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 17a AVR zum 1. März 2024 um 

11,5 v.H. erhöht. 

 

 

VI.  Inkrafttreten 

 

Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft. 

 

 

 

Anhang 

 

Regelvergütung, Tabellenentgelte und weitere Vergütungsbestandteile 

(Mittlere Werte) 

 

in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen 

des Deutschen Caritasverbandes e. V. 

 

ab 1. März 2024 
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Tabellenentgelte gemäß Anlage 3 AVR 

 

Mittlere Werte Anlagen 3, gültig ab 1.3.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

1 5.587,77 € 6.058,64 € 6.529,54 € 6.776,60 € 7.023,59 € 7.270,52 € 7.517,56 € 7.764,54 € 8.011,50 € 8.258,54 € 8.505,53 € 8.731,68 €

1a 5.188,45 € 5.594,74 € 6.000,99 € 6.227,19 € 6.453,40 € 6.679,60 € 6.905,88 € 7.132,03 € 7.358,32 € 7.584,46 € 7.810,69 € 7.912,24 €

1b 4.826,08 € 5.174,60 € 5.523,17 € 5.744,74 € 5.966,38 € 6.187,95 € 6.409,54 € 6.631,14 € 6.852,70 € 7.074,36 € 7.166,68 €

2 4.603,29 € 4.901,01 € 5.198,80 € 5.383,44 € 5.568,11 € 5.752,83 € 5.937,51 € 6.122,18 € 6.306,78 € 6.491,45 € 6.609,24 €

3 4.208,91 € 4.465,12 € 4.721,31 € 4.889,88 € 5.058,37 € 5.226,91 € 5.395,35 € 5.563,85 € 5.732,41 € 5.900,93 € 5.926,30 €

4a 3.943,68 € 4.155,76 € 4.375,09 € 4.522,87 € 4.670,60 € 4.818,29 € 4.966,00 € 5.113,81 € 5.261,51 € 5.402,34 €

4b 3.707,16 € 3.884,00 € 4.060,81 € 4.188,13 € 4.317,37 € 4.446,64 € 4.575,94 € 4.705,21 € 4.834,50 € 4.936,01 €

5b 3.497,16 € 3.640,93 € 3.791,21 € 3.901,69 € 4.007,79 € 4.114,30 € 4.225,07 € 4.335,84 € 4.446,64 € 4.520,50 €

5c 3.276,29 € 3.387,90 € 3.503,36 € 3.599,87 € 3.701,53 € 3.803,17 € 3.904,87 € 4.006,50 € 4.097,10 €

6b 3.122,64 € 3.215,58 € 3.308,53 € 3.373,96 € 3.441,61 € 3.509,37 € 3.579,98 € 3.655,08 € 3.730,28 € 3.785,51 €

7 2.984,17 € 3.061,98 € 3.139,73 € 3.194,70 € 3.249,68 € 3.304,67 € 3.360,01 € 3.417,73 € 3.475,51 € 3.511,39 €

8 2.857,16 € 2.921,64 € 2.986,14 € 3.027,85 € 3.065,78 € 3.103,67 € 3.141,60 € 3.179,54 € 3.217,45 € 3.255,40 € 3.291,41 €

9a 2.774,71 € 2.823,37 € 2.872,01 € 2.909,80 € 2.947,56 € 2.985,40 € 3.023,22 € 3.061,05 € 3.098,81 €

9 2.717,88 € 2.770,93 € 2.824,06 € 2.863,89 € 2.899,91 € 2.935,98 € 2.971,97 € 3.008,03 €

10 2.549,31 € 2.590,66 € 2.632,04 € 2.669,77 € 2.704,91 € 2.740,92 € 2.776,97 € 2.813,01 € 2.837,68 €

11 2.413,34 € 2.464,81 € 2.497,18 € 2.522,37 € 2.547,50 € 2.572,71 € 2.597,83 € 2.623,04 € 2.648,19 €

12 2.328,24 € 2.360,57 € 2.392,96 € 2.418,08 € 2.443,29 € 2.468,43 € 2.493,62 € 2.518,76 € 2.543,92 €

Vergütungs-

gruppe

Grundvergütungssätze in Stufe



 

Amtsblatt 
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Ausbildungsvergütungen gemäß Anlage 7 AVR 

 
Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 31 AVR 

 

Abschnitt A: Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflgefachmann

Abschnitt B: Ausbildung ATA OTA oder Notfallsanitäter

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 € 1.340,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.252,07 € 1.402,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.353,38 € 1.503,38 €

Abschnitt C: Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflegeassistenten

1. Ausbildungsjahr 1.114,91 € 1.264,91 €

2. Ausbildungsjahr 1.173,21 € 1.323,21 €

Abschnitt D: Auszubildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher und 

inbetrieblich-schulischen Gesundheitsberufen

1. Ausbildungsjahr 1.065,24 € 1.215,24 €

2. Ausbildungsjahr 1.125,30 € 1.275,30 €

3. Ausbildungsjahr 1.222,03 € 1.372,03 €

Abschnitt E: Auszubildende

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 € 1.218,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.118,20 € 1.268,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.164,02 € 1.314,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.227,59 € 1.377,59 €

Abschnitt F: Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 € 1.340,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.252,07 € 1.402,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.353,38 € 1.503,38 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.515,00 € 1.665,00 €

Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 € 1.218,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.118,20 € 1.268,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.164,02 € 1.314,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.227,59 € 1.377,59 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.325,00 € 1.475,00 €

Buchstabe c)

1. Ausbildungsjahr 1.065,24 € 1.215,24 €

2. Ausbildungsjahr 1.125,30 € 1.275,30 €

3. Ausbildungsjahr 1.222,03 € 1.372,03 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.385,00 € 1.535,00 €

Abschnitt G: Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E (plus 100 Euro)

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 € 1.340,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.252,07 € 1.402,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.353,38 € 1.503,38 €

4. Ausbildungsjahr 1.515,00 € 1.665,00 €

Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 € 1.218,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.118,20 € 1.268,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.164,02 € 1.314,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.325,00 € 1.475,00 €

Abschnitt H: Praktikanten nach abgelegtem Examen

1. Pharmazeutisch-technische Assistent/inn/en 1.652,02 € 1.802,02 €

2. Masseure und med. Bademeister/innen 1.595,36 € 1.745,36 €

3. Sozialarbeiter/innen 1.876,21 € 2.026,21 €

4. Sozialpädagog/inn/en 1.876,21 € 2.026,21 €

5. Erzieher/innen 1.652,02 € 1.802,02 €

6. Kinderpfleger/innen 1.595,36 € 1.745,36 €

7. Altenpfleger/innen 1.652,02 € 1.802,02 €

8. Haus- und Familienpfleger/innen 1.652,02 € 1.802,02 €

9. Heilerziehungshelfer/innen 1.595,36 € 1.745,36 €

10. Heilerziehungspfleger/innen 1.713,76 € 1.863,76 €

11. Arbeitserzieher/innen 1.713,76 € 1.863,76 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024
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Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 31 AVR,  

gültig ab 1.3.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 
 

Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 31 AVR 

 

Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 31 AVR, 

gültig ab 1.3.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 
 

Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 31 AVR 

 

 

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.504,00 €      5.863,92 €     6.265,40 €   6.813,49 €  7.377,29 €  7.748,20 €   

EG 14 5.003,84 €      5.329,75 €     5.755,37 €   6.227,68 €  6.754,16 €  7.132,13 €   

EG 13 4.628,76 €      4.985,95 €     5.392,57 €   5.834,04 €  6.353,53 €  6.635,44 €   

EG 12 4.170,32 €      4.581,34 €     5.061,67 €   5.594,63 €  6.220,01 €  6.516,74 €   

EG 11 4.032,38 €      4.410,41 €     4.765,62 €   5.151,01 €  5.678,44 €  5.975,19 €   

EG 10 3.895,33 €      4.191,53 €     4.528,25 €   4.893,44 €  5.300,10 €  5.433,63 €   

EG 9c 3.787,84 €      4.052,08 €     4.339,43 €   4.649,06 €  4.981,91 €  5.220,52 €   

EG 9b 3.566,89 €      3.814,56 €     3.969,97 €   4.429,89 €  4.702,42 €  5.018,11 €   

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 4.948,85 € 5.114,94 € 5.651,24 € 6.276,41 € 6.552,17 €

P 15 4.847,09 € 4.999,09 € 5.379,10 € 5.833,89 € 6.007,57 €

P 14 4.734,92 € 4.883,26 € 5.254,07 € 5.757,88 € 5.849,82 €

P 13 4.622,78 € 4.767,43 € 5.129,03 € 5.390,13 € 5.457,55 €

P 12 4.398,42 € 4.535,73 € 4.878,96 € 5.089,81 € 5.187,87 €

P 11 4.174,11 € 4.304,05 € 4.628,90 € 4.844,63 € 4.942,71 €

P 10 3.951,87 € 4.072,74 € 4.415,60 € 4.581,08 € 4.685,28 €

P 9 3.770,53 € 3.951,87 € 4.072,74 € 4.305,27 € 4.403,33 €

P 8 3.490,40 € 3.647,59 € 3.849,10 € 4.011,86 € 4.239,52 €

P 7 3.304,69 € 3.490,40 € 3.776,15 € 3.919,00 € 4.066,15 €

P 6 2.820,44 € 2.990,59 € 3.161,86 € 3.526,14 € 3.619,00 € 3.790,39 €

P 4 2.751,14 € 2.811,32 € 2.855,94 € 2.889,61 € 2.917,01 € 2.958,10 €

EG 15 31,52 € 35,14 €

EG 14 29,06 € 32,40 €

EG 13 27,80 € 31,00 €

EG 12 26,29 € 29,31 €

EG 11 24,05 € 26,82 €

EG 10 22,15 € 24,70 €

EG 9c 22,08 € 24,62 €

EG 9b 20,93 € 23,34 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 32 AVR 

 

Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 32 AVR,  

gültig ab 1.3.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 
 

Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 32 AVR 

 

Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 32 AVR, 

gültig ab 1.3.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 
Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 32 AVR 

 

P 16 28,57 € 31,86 €

P 15 26,68 € 29,75 €

P 14 25,22 € 28,12 €

P 13 23,63 € 26,35 €

P 12 22,75 € 25,37 €

P 11 21,94 € 24,46 €

P 10 20,94 € 23,35 €

P 9 20,62 € 22,99 €

P 8 19,71 € 21,98 €

P 7 18,88 € 21,05 €

P 6 17,49 € 19,50 €

P 4 14,78 € 16,48 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.504,00 €      5.863,92 €     6.265,40 €   6.813,49 €  7.377,29 €  7.748,20 €   

EG 14 5.003,84 €      5.329,75 €     5.755,37 €   6.227,68 €  6.754,16 €  7.132,13 €   

EG 13 4.628,76 €      4.985,95 €     5.392,57 €   5.834,04 €  6.353,53 €  6.635,44 €   

EG 12 4.170,32 €      4.581,34 €     5.061,67 €   5.594,63 €  6.220,01 €  6.516,74 €   

EG 11 4.032,38 €      4.410,41 €     4.765,62 €   5.151,01 €  5.678,44 €  5.975,19 €   

EG 10 3.895,33 €      4.191,53 €     4.528,25 €   4.893,44 €  5.300,10 €  5.433,63 €   

EG 9c 3.787,84 €      4.052,08 €     4.339,43 €   4.649,06 €  4.981,91 €  5.220,52 €   

EG 9b 3.566,89 €      3.814,56 €     3.969,97 €   4.429,89 €  4.702,42 €  5.018,11 €   

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 4.948,85 € 5.114,94 € 5.651,24 € 6.276,41 € 6.552,17 €

P 15 4.847,09 € 4.999,09 € 5.379,10 € 5.833,89 € 6.007,57 €

P 14 4.734,92 € 4.883,26 € 5.254,07 € 5.757,88 € 5.849,82 €

P 13 4.622,78 € 4.767,43 € 5.129,03 € 5.390,13 € 5.457,55 €

P 12 4.398,42 € 4.535,73 € 4.878,96 € 5.089,81 € 5.187,87 €

P 11 4.174,11 € 4.304,05 € 4.628,90 € 4.844,63 € 4.942,71 €

P 10 3.951,87 € 4.072,74 € 4.415,60 € 4.581,08 € 4.685,28 €

P 9 3.770,53 € 3.951,87 € 4.072,74 € 4.305,27 € 4.403,33 €

P 8 3.490,40 € 3.647,59 € 3.849,10 € 4.011,86 € 4.239,52 €

P 7 3.304,69 € 3.490,40 € 3.776,15 € 3.919,00 € 4.066,15 €

P 6 2.820,44 € 2.990,59 € 3.161,86 € 3.526,14 € 3.619,00 € 3.790,39 €

P 4 2.751,14 € 2.811,32 € 2.855,94 € 2.889,61 € 2.917,01 € 2.958,10 €
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EG 15 31,52 € 35,14 €

EG 14 29,06 € 32,40 €

EG 13 27,80 € 31,00 €

EG 12 26,29 € 29,31 €

EG 11 24,05 € 26,82 €

EG 10 22,15 € 24,70 €

EG 9c 22,08 € 24,62 €

EG 9b 20,93 € 23,34 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlagen 33 AVR 

 

Mittlere Werte - S-Tabelle Anlage 33 AVR,  

gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 

 

 

 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.458,20 € 4.571,79 € 5.134,51 € 5.556,51 € 6.189,53 € 6.576,36 €

S 17 4.110,52 € 4.395,96 € 4.853,14 € 5.134,51 € 5.697,17 € 6.027,75 €

S 16 4.026,38 € 4.304,54 € 4.614,00 € 4.993,81 € 5.415,82 € 5.669,04 €

S 15 3.884,14 € 4.149,76 € 4.431,15 € 4.754,68 € 5.275,17 € 5.500,22 €

S 14 3.847,03 € 4.109,38 € 4.422,05 € 4.740,10 € 5.091,81 € 5.337,97 €

S 13 3.756,97 € 4.012,60 € 4.360,80 € 4.642,12 € 4.993,81 € 5.169,65 €

S 12 3.747,09 € 4.002,01 € 4.335,64 € 4.631,04 € 4.996,80 € 5.151,53 €

S 11b 3.697,55 € 3.948,84 € 4.125,39 € 4.575,55 € 4.927,22 € 5.138,23 €

S 11a 3.631,49 € 3.877,94 € 4.053,00 € 4.501,47 € 4.853,14 € 5.064,15 €

S 10 3.394,81 € 3.718,24 € 3.879,97 € 4.363,14 € 4.757,25 € 5.080,96 €

S 9 3.371,39 € 3.598,79 € 3.864,55 € 4.253,22 € 4.620,71 € 4.902,44 €

S 9 ab 1.10.2024 3.439,30 € 3.671,40 € 3.935,15 € 4.325,50 € 4.694,75 € 4.979,60 €

S 8b 3.371,39 € 3.598,79 € 3.864,55 € 4.253,22 € 4.620,71 € 4.902,44 €

S 8a 3.303,85 € 3.526,31 € 3.755,83 € 3.973,29 € 4.185,86 € 4.409,39 €

S 7 3.223,59 € 3.440,19 € 3.655,70 € 3.871,17 € 4.032,82 € 4.276,40 €

S 6

S 5

S 4 3.091,81 € 3.298,76 € 3.487,33 € 3.615,30 € 3.736,51 € 3.925,36 €

S 3 2.924,89 € 3.119,62 € 3.300,78 € 3.467,12 € 3.543,23 € 3.634,14 €

S 2 2.719,14 € 2.838,41 € 2.926,64 € 3.022,45 € 3.130,19 € 3.237,95 €

Entgelt-

gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

nicht besetzt

nicht besetzt
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Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 1, 1b, 2d und 14 AVR (Beschäftigte der Anlagen 2) 

 

 
 

 

Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 31 bis 33 AVR  

 

 
 

 

 

 

2. Änderungen in Anlage 30 zu den AVR 

Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024 

Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 2 bis 5b (Anlage 1 IV) 101,36 € 113,02 €

Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 5c bis 8 (Anlage 1 IV) 91,25 € 101,74 €

Kinderzulage (Anlage 1 V) 128,20 € 142,94 €

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (1. Kind) (Anlage 1 V) 7,25 € 8,08 €

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 36,21 € 40,37 €

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 28,93 € 32,26 €

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 21,71 € 24,21 €

Einsatzzuschlag Rettungsdienst (Anlage 1 XI Abs. d) 21,90 € 24,42 €

Besitzstandszulage (VG 1 bis 2) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 151,31 € 168,71 €

Besitzstandszulage (VG 3 bis 5b) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 151,31 € 168,71 €

Besitzstandszulage (VG 5c bis 12) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 144,10 € 160,67 €

Anmerkung A zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 117,90 € 131,46 €

Anmerkung B zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 141,50 € 157,77 €

Anmerkung C zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 156,25 € 174,22 €

Anmerkung D zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 173,02 € 192,92 €

Anmerkung E zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 144,19 € 160,77 €

Anmerkung F zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 191,98 € 214,06 €

Zuschlag für Nachtarbeit (Anlage 6a lit. e) 1,73 € 1,93 €

Zuschlag für Samstagsarbeit (Anlage 6a lit. f) 0,86 € 0,96 €

Urlaubsgeld VG 5b bis 1 (Anlage 14 § 7 (a)) 341,48 € 380,75 €

Urlaubsgeld VG 12 bis 5c (Anlage 14 § 7 (b)) 443,90 € 494,95 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)

Zulage in Anlage 31 (§ 12 Abs. 4) 120,00 € 133,80 €

Zulage in Anlage 32 (§ 12 Abs. 4) 120,00 € 133,80 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 31 (§ 3 Anhang F iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 31 (§ 3 Anhang F iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 104,74 € 116,79 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 32 (§ 3 Anhang G iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 32 (§ 3 Anhang G iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 104,74 € 116,79 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 33 (§ 13 Abs. 4) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 33  (§ 13 Abs. 4) 104,74 € 116,79 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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Tarifrunde Teil 2 

 

Beschlusstext: 

 

I. In § 2 Satz 2 Anlage 30 AVR werden die Wörter „in Höhe von 28,79 Euro“ durch die Wörter 

„ab 1. Juli 2023 in Höhe von 30,17 Euro und ab 1. April 2024 in Höhe von 31,38 Euro“ ersetzt. 

 

II. § 8 Anlage 30 AVR wird wie folgt geändert:  

1. § 8 Absatz 2 Satz 1 Anlage 30 AVR wird wie folgt gefasst (mittlere Werte): 

„1Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das nachstehende 

Entgelt je Stunde in Euro gezahlt 

ab dem 1. Juli 2023 (erhöht um 4,8 Prozent) 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 32,76 32,76 34,00 34,00 35,24 35,24 

II 38,95 38,95 40,19 40,19 41,45 41,45 

III 42,06 42,06 43,29    

IV 45,77 45,77     

 

ab dem 1. April 2024 (erhöht um 4,0 Prozent) 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 34,07 34,07 35,36 35,36 36,65 36,65 

II 40,51 40,51 41,80 41,80 43,11 43,11 

III 43,74 43,74 45,02    

IV 47,60 47,60”     

 

2. In § 8 Absatz 2 Satz 3 Anlage 30 AVR wird das Datum „31. Dezember 2022“ durch das 

Datum „30. Juni 2024“ ersetzt. 
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III. Anhang A der Anlage 30 AVR wird wie folgt gefasst (mittlere Werte): 

 

Erhöht um 4,8 Prozent 

 

Erhöht um 4,0 Prozent 

 

IV. Die mittleren Werte sind bis zum 30. Juni 2024 befristet.  

 

V. Inkrafttreten 

 

Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft. 

  

„Tabelle AVR Ärztinnen und 

Ärzte (monatlich in Euro) 

gültig ab 1. August 2023 

 

Entgelt

- 

gruppe 

Grund

- 

entgelt 

 

Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 5.084,92 5.373,18 5.579,03 5.935,85 6.361,32 6.536,32 
II 6.711,29 7.273,99 7.768,09 8.056,32 8.337,64 8.618,98 
III 8.406,29 8.900,36 9.607,20 - - - 

IV 9.888,50 10.595,38 - - - - 

Tabelle AVR Ärztinnen und Ärzte 

(monatlich in Euro) 

gültig ab 1. April 2024 

 

Entgelt

- 

gruppe 

Grund

- 

entgelt 

 

Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 5.288,32 5.588,11 5.802,19 6.173,28 6.615,77 6.797,77 
II 6.979,74 7.564,95 8.078,81 8.378,57 8.671,15 8.963,74 
III 8.742,54 9.256,37 9.991,49 - - - 

IV 10.284,04 11.019,20 - - - -“ 
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3. Antrag zu Anlage 1c zu den AVR 

 

Beschlusstext: 

 

I. Änderungen in Anlage 1c zu den AVR 

1. In Anlage 1c Absatz 2 wird der Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

„1Auszubildende und Studierende im Sinne der Anlage 7, die an mindestens einem 

Tag des Auszahlungsmonats Anspruch auf Ausbildungsvergütung haben, erhalten 

zum 30. Juni 2023 und zum 30. Juni 2024 eine Einmalzahlung in Höhe von jeweils 500 

Euro sowie in den Monaten Oktober 2023 bis Februar 2024 monatliche 

Einmalzahlungen in Höhe von jeweils 100 Euro.“ 

 

2.  In der Anlage 1c zu den AVR wird eine neue Anmerkung zu Absatz 1 eingefügt: 

„Anmerkung zu Absatz 1 Satz 7: 

1. 1Mitarbeiter, die unter die Anlage 17a fallen und sich in der Altersteilzeit im 

Blockmodell befinden, erhalten die Einmalzahlung in Höhe der Hälfte der 

Gesamtsumme, die sie als Inflationsausgleich nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1 Satz 

1 i.V.m. mit Satz 7 erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen 

Arbeitszeit weitergearbeitet hätten. 2Die Auszahlung erfolgt unabhängig davon, ob 

sich der Mitarbeiter im Auszahlungsmonat in der Arbeits- oder der Freistellungsphase 

befindet. § 7 Abs. 2 der Anlage 17a findet auf die Einmalzahlung keine Anwendung. 

2. Soweit im Zeitraum bis zum 15. Juni 2023 die Einmalzahlung in Anwendung von § 

7 Abs. 2 der Anlage 17a in Höhe der Hälfte in das Wertguthaben eingeflossen ist, 

erfolgt eine Korrektur des Wertguthabens.“ 

 

3.  Es wird eine neue Anmerkung zu Anlage 1c zu den AVR eingefügt:  

„Anmerkung zu Anlage 1c: 

1Der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie besteht pro Dienstverhältnis. 2Übt 

der Mitarbeiter im Begünstigungszeitraum bei demselben Dienstgeber mehrere 

Dienstverhältnisse aus, gilt dies nur bis zu einem Betrag von 3.000 Euro insgesamt. 
3Satz 1 gilt auch für Zahlungen des Dienstgebers mit Bezug auf § 3 Nr. 11c EStG, die 

vor dem Inkrafttreten der Anlage 1c durch den Dienstgeber erfolgt sind.“  

 

II. Inkrafttreten 

 

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2022 in Kraft.  

 

4. Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz 

Änderungen in den Anlagen 1, 21a, 30, 31, 32 und 33 zu den AVR 
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Beschlusstext: 

 

 

I. Die Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1.  In Absatz c des Abschnitts Ia der Anlage 1 zu den AVR werden die Wörter 

„Beschäftigungsverbote nach § 3 MuSchG“ durch die Wörter 

„Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 

2.  In Satz 3 Nr. 2 des Absatzes e des Abschnitts XIV der Anlage 1 zu den AVR 

werden die Wörter „Beschäftigungsverbote nach § 3 MuSchG“ durch die Wörter 

„Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 

 

II. Die Anlage 21a zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1. In § 5 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 21a zu den AVR werden die Wörter 

„Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz“ durch die Wörter „Zeiten von 

Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 

2. In § 6 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a) der Anlage 21a zu den AVR werden die 

Wörter „§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG“ durch die Wörter „nach dem 

Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 

 

III. Die Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1. § 15 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt gefasst:  

 

„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

 

 

IV. Die Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1. § 14 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt gefasst: 

 

„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

 

 

2. In § 16 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b) der Anlage 31 zu den AVR 

werden die Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz 

ersetzt.  
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V. Die Anlage 32 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1. § 14 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 32 zu den AVR wird wie folgt gefasst:  

 

„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

 

2. In § 16 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b) der Anlage 32 zu den AVR 

werden die Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz“ 

ersetzt.  

 

 

VI. Die Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1. § 13 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt gefasst:  

 

„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

 

2.   In § 15 Abs. 4 Satz 2 Buchstabe b) der Anlage 33 zu den AVR werden die  

 Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 

 

VII. Inkrafttreten  

 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

5. Anteilige Weihnachtszuwendung bei Altersteilzeit Anlage 17a zu den AVR 

 

 

Beschlusstext: 

 

 

I. Die Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert:  

 

1.  In Abschnitt XIV Absatz b Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) der Anlage 1 zu den AVR 

werden nach der Zahl „17“ die Wörter „oder des § 11 Abs. 2 Buchstabe a) oder b) 

der Anlage 17a“ eingefügt.  

 

II. Inkrafttreten  

 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

 

 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit für das Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 
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Görlitz, 8. September 2023 

Az. 387/2023 

 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

         Bischof L.S. 

gez. Joachim Baensch 

   Kanzler 

 

Nr. 74 Dekret zur Inkraftsetzung der Beschlüsse der Regionalkommission 

Ost der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 

Caritasverbandes vom 29. Juni 2023 
 

Die Regionalkommission Ost fasst nachfolgende Beschlüsse: 

 

Änderung der Anlage 7 zu den AVR - Ausbildungsvergütung 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 

15. Juni 2023 betreffend die Tarifrunde 2023, Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den 

AVR sowie den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2 wird 

hinsichtlich der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass 

die dort beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie im Teil Tarifrunde 2023 

Teil 2, hier in A. IV. (Änderungen in Anlage 7 AVR) enthalten sind, als neue Werte für den 

Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 

 

II. Inkrafttreten 

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

 

Änderung der Anlage 7 zu den AVR - Inflationsausgleichprämie 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 15. Juni 

2023 betreffend die Tarifrunde 2023 Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sowie 

den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, wird hinsichtlich 

der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort 

beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie im Teil Ergänzung der Anlage 

1c zu den AVR, hier in A.I.1. enthalten sind, als neue Werte für den Bereich der 

Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 

 

II. Inkrafttreten  
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 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

Änderung der Anlage 30 zu den AVR – Tarifrunde Ärzte 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 15. Juni 

2023 betreffend die Tarifrunde 2023 Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sowie 

den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, wird hinsichtlich 

der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort 

beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten, wie sie 

im Teil Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, hier in A. I. bis 

III. enthalten sind, als neue Werte für den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt 

werden. 

 

II. Inkrafttreten  

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

Die vorgenannten Beschlüsse werden hiermit für das Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 

 

Görlitz, den 8. September 2023 

Az. 414/2023 

 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

         Bischof L.S. 

gez. Joachim Baensch 

   Kanzler 

 

Nr. 75 Dekret zur befristeten Änderung des Zuweisungssystems für die 

Kirchengemeinden 
 

Auf Beschluss des Kirchensteuerrates vom 23. September 2023 und unter Bezugnahme auf das 

Dekret zur Neuordnung des Zuweisungssystems für die Kirchengemeinden vom 16. Juni 2009 

(Az. 633/2009) wird befristet vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 die Komponente a) 

Grundbetrag auf 25,00 EUR je Katholik festgelegt und der Multiplikationsfaktor für die 

Berechnung des Verwaltungszuschusses von derzeit 8.000 auf 8.500 angehoben. 

 

Görlitz, den 29. September 2023 

Az. 633/2009 

 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

          Bischof L.S. 

gez. Joachim Baensch 

 Kanzler 
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Nr. 76 Admissio Johannes Ehme und Roland Pisarek  
 

Am 23. August 2023 erteilte Bischof Ipolt den Priesterkandidaten Johannes Ehme aus Görlitz und 

Roland Pisarek aus Nürnberg die Admissio und nahm sie dadurch als Kandidaten für den 

Diakonat und den Presbyterat auf. 

 

Nr. 77 Personalia Priester  
 

Mit Dekret vom 31. August 2023 ernannte Bischof Ipolt zum 1. September 2023 bis 31. August 

2025 Herrn Pfarrer Christoph Lamm zum Kooperator (vicarius paroecialis) der Propsteipfarrei 

Zum Guten Hirten Cottbus. 

 

Unter Bezugnahme auf die Entpflichtung von seinem Amt als Pfarrer der Pfarrei St. Mariä 

Himmelfahrt Wittichenau vom 8. Mai 2023, wird Herr Pfarrer Dr. Wolfgang Křesák per Dekret 

vom 8. September 2023 zum 1. November 2023 in den einstweiligen Ruhestand versetzt. 

 

 

Nr. 78 Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten am Donnertag, dem 2. 

November 2023 
 

Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient der Unterstützung der Priesterausbildung 

(Diözesan- und Ordenspriester) in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Für den Wiederaufbau und 

die Stärkung der Kirche in den betroffenen Ländern ist die Priesterausbildung auch 30 Jahre 

nach dem Ende des Kommunismus weiterhin sehr wichtig. 

Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis weitergeleitet. 

Wir bitten um ein empfehlendes Wort für dieses wichtige Anliegen. 

Ein Plakat wird von Renovabis direkt verschickt bzw. kann dort angefordert werden (Adresse 

siehe unten). 

 

Die Kollekten-Gelder sind mit der Kollektenabrechnung für das IV. Quartal 2023 an die 

Bistumskasse zu überweisen. Die Bistumskasse leitet die Beträge an Renovabis weiter. 

Der Generalvikar 

Nähere Auskünfte: 

Solidaritätsaktion Renovabis 

Kardinal-Döpfner-Haus, Domberg 38/40, 85354 Freising 

Telefon: 08161 / 5309-53 oder -49, Fax: 08161 / 5309 -44 

E-Mail: info@renovabis.de 

Internet: www.renovabis.de 

 

mailto:info@renovabis.de
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Nr. 79 Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmerinnen und 

Gottesdienstteilnehmer am 12. November 2023 
 

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz (vgl. Vollversammlung vom 24. bis 

27.02.1969, Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden für die Zwecke 

der kirchlichen Statistik der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland die 

Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die zweite 

Zählung findet einheitlich am zweiten Sonntag im November (12. November 2023) statt. Zu 

zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. Vorabendmesse) 

teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucher der Wort- oder Kommuniongottesdienste, die 

anstelle einer Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottesdiensteilnehmern zählen auch die 

Angehörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und 

Besuchsreisende). 

 

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik 

für das Jahr 2023 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zweiten Sonntag im November“ 

(Pos. 3) einzutragen.  

 

 

Nr. 80 Aufforderung zur Inanspruchnahme des Resturlaubes im 

laufenden Kalenderjahr 2023 
 

Nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19. Februar 2019 obliegt allen Arbeitgebern 

eine Mitwirkungspflicht bei der Verwirklichung von Urlaubsansprüchen ihrer Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter. Diese sind schriftlich, unter Angabe des konkret bezifferten offenen Urlaubes, 

aufzufordern, sich umgehend mit den Vorgesetzten in Verbindung zu setzen, um die Planung 

des Resturlaubes im Kalenderjahr 2023 abzustimmen. Dabei muss auf die Folgen von nicht 

genommenem Urlaub hingewiesen werden. Es wird empfohlen, sich den Erhalt der 

Aufforderung von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bestätigen zu lassen und als Nachweis 

zu den Personalunterlagen zu nehmen. 

 

Nr. 81 Bestellung von RKW-Materialien für 2024 
 

Diesem Amtsblatt liegt der Bestellschein für die RKW-Materialien im kommenden Jahr bei.  

Die Materialien können bis 30. Oktober 2023 beim Benno-Verlag bestellt werden, die 

Auslieferung erfolgt bis Ende Januar 2024. 

 

Nr. 82  Digitalisierung des Amtsblattes des Bistums Görlitz 
 

Das Amtsblatt des Bistums Görlitz erhalten ab der nächsten Ausgabe nur die Pfarreien des 

Bistums in gedruckter Form. Darüber hinaus wird dieses Amtsblatt nur noch im digitalen 

Format bekannt gemacht. Dadurch leistet das Bistum einen Beitrag zum nachhaltigen 

Wirtschaften. 
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Das Amtsblatt des Bistums Görlitz ist wie bisher über die Internetseite https://www.bistum-

goerlitz.de/amtsblaetter/ der Öffentlichkeit zugänglich. Daneben besteht die Möglichkeit, per 

E-Mail über das Erscheinen einer neuen Ausgabe des Amtsblattes informiert zu werden. Die 

bisherigen Empfänger werden über die uns zur Verfügung stehenden E-Mail-Adressen beim 

jeweiligen Neuerscheinen eines Amtsblattes informiert. 

 

Sollte darüber hinaus ein Amtsblatt-Abonnement per E-Mail gewünscht sein, wenden Sie sich 

bitte per E-Mail an ordinariat@bistum-goerlitz.de. 

 

 

gez.: Markus Kurzweil 

            Generalvikar 

https://www.bistum-goerlitz.de/amtsblaetter/
https://www.bistum-goerlitz.de/amtsblaetter/
mailto:ordinariat@bistum-goerlitz.de

